
DER STÄDTEBAU.

3. Abfchnitt. -

Die Ausführung des Stadtplanes. "
I . K a p i t e l.

Die Aufgaben des Staates, der Gemeinde und der Privaten.

Ausgüi9r'ung Mufs fchon beim Entwurf eines Stadtplanes oder Stadterweiterungsplanes eine

vorwiegend beträchtliche Zahl von Dingen berückfichtigt werden, welche weder architektonifcher,

;;Säääz noch überhaupt bautechnifcher Art find, fo tritt bei der Ausführung des Flames

eine noch gröfsere Menge von Fragen und Intereffen auf, welche gegen einander

abzuwägen, mit einander zu verföhnen oder aber zurückzuweifen find. Im Wefent-

lichen entfpringen diefe Intereffen dem Rechte des Eigenthümers und dem Nachbar-

recht, oder fie beziehen fich auf die Pflege der öffentlichen Ordnung, des Verkehres

und der öffentlichen Gefundheit. Die Ausführung eines Stadtplanes ift defshalb

keineswegs alleinige Sache des Bautechnikers; dennoch ift er in erfter Linie der

berufene Leiter, weil das Studium und die Ausübung feines Faches eine eingehendere

Erkenntnifs und Beherrfchung des Gegenf’candes vorbereitet, als irgend eine andere

Berufsart. Dem vorbereiteten Techniker wird die Löfung der Aufgabe nicht fchwer

fallen, fobald ihm für die fchwierigeren Rechts- und Wirthfchaftsfragen die geeigneten

Kräfte zur Seite ftehen, wie es im Staats und Gemeindeleben in reichlichem Mafse

der Fall zu fein pflegt. Es wird de'fshalb zweckmäfsig fein, den Ausführungsfragen

an diefer Stelle zur Belehrung des Technikers näher zu treten.

Träger der Mafsnahmen zur Ausführung der Stadterweiterung if’c zwar vor-

wiegend die Gemeinde; aber auch dem Staate einerfeits und den Privatperfonen

andererfeits find wichtige Aufgaben 'zuzuweifen.

Auägijen Dem Staate liegt die Gefetzgebung ob, welche bezüglich desStädtebaues

des Staates, durchaus nicht als abgefchloffen betrachtet werden kann, ferner die Wahrnehmung

der landespolizeilichen, der Strom- und Feftungs-Intereffen, die gerichtliche und

die Verwaltungs-Rechtspflege, die Abgrenzung und Erweiterung der Gemeinde-

bezirke, endlich die gefetzlich geordnete Aufficht über die Thätigkeit der Gemeinde.

Der Staat ift ferner Bauherr für zahlreiche öffentliche Gebäude und kann unter Um-

ftänden als Verkehrsunternehmer (Eifenbahnen, Wafferwege, Brücken etc.) oder in

[einer Eigenfchaft als Landéigenthümer auch als Stadterweiterungs-Unternehmer auf-

treten, oder als Bauherr zur Errichtung von Wohnungen für feine Beamten und

Arbeiter.   
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Mit den letztgenannten Arten feiner Thätigkeit übernimmt der Staat indefs

eigentlich die Rolle einer Privatperfon und hat die gleichen Pflichten und Rechte

zu beobachten, wie diefe.

Der Gemeinde liegt der Erlafs der ortsitatutarifchen und ortspolizeilichen Be-

‘ fiimrnungen“) ob, ferner die Auff‘tellung und Fef’cftellung des Stadtbauplanes, die

Ausführung der Wafferverforgungs-‚ Entwäfferungs- und Beleuchtungs-Anlagen, die

Herftellung des Strafsenbaues oder wenigf’cens die Beauffichtigung deffelben, die

Sorge für zweckmäfsige Geftaltung der Baugrundf’cücke, die Pflege der öffentlichen

Ordnung, des Verkehres und der öffentlichen Gefundheit, die rechtzeitige Errichtung

der öffentlichen Gebäude und. Gartenanlagen. Unter Umftänden if°c auch die Ge-

meinde felbf’t Stadterweiterungs-Unternehmerin, namentlich bei der Erweiterung von

Fef’cungsftädten (Magdeburg, Strafsburg, Mainz, Köln, Wefel, ]ülich), oder Unter-

nehmerin von Wohnungsbauten für Beamte und Arbeiter, oder endlich Verkehrs-

unternehmerin (für Stadt- und Strafsenbahnen, Häfen, Brücken und Fähren).

Privatperfonen als Landeigenthümer und Bau-Gefchäftstreibende find die eigent-

lichen Stadterweiterungs—Unternehmer, fei es im Kleinen durch Verwerthung einzelner

Grundf’tücke, fei es im Grofsen durch Auslegung und Ausnutzung ganzer Strafsen-

bezirke. Im letzteren Falle kann die Privatwirthfchaft auch an der Aufftellung des

Stadtbauplanes und an der Ausführung des Strafsenbaues einen mafsgebenden An-

theil nehmen. Der Hauptantheil der Privaten am Städtebau bezieht fich aber natur—

gemäfs auf die Errichtung von Wohnhäufern.

Ungefähr 37 Procent der Bewohner des deutfchen Reiches wohnen in Städten,

und diefer Procentfatz fit in anfcheinend dauerndem Steigen begriffen. Schon

hieraus und aus dem gefetzlichen Auffichtsrechte über die Mafsnahmen der Stadt-

gemeinden folgt das lebhafte Intereffe, welches der Staat den Fragen des Städte—

baues entgegenzubringen hat. Seine Gefetzgebung hat die Rechtsgrundfätze und

Rechtsformen fef’c zu fetzen, nach welchen die Aufitellung und Ausführung des

Stadtbauplanes fich vollzieht“.

In manchen Ländern wird noch die Feftftellung der Baufluchtlinien als eine

Angelegenheit des Staates, insbefondere der itaatlichen Polizei, betrachtet, oder es

fehlen gefetzliche Beftimmungen über die Auff’cellung von Ortsbauplänen gänzlich.

In Frankreich 'und namentlich in Preufsen (durch Gefetz vom 2. Juli 1875, fiehe An-

hang) find Gemeindevorftand und Gemeindevertretung als die Träger diefer Aufgabe

anerkannt. Der Polizei-Behörde ift indefs das Recht der Anregung und des Ein-

fpruches gewahrt rnit der Mafsgabe, dafs die Anregung zu befolgen und der Ein-

fpruch zu beachten if’t, in fo fern nicht die höhere flaatliche oder Selbf’cverwaltungs-

behörde in anderem Sinne entfcheidet. Auch anderen Behörden, falls fie nach der

Ortslage am Bebauungsplane intereffirt find, ifl: Gelegenheit zur Aeufserung zu

geben, fo der Feftungsbehörde, der Eifenbahnbehörde, der Verwaltung von Staats-

und Provinzialltrafsen. Unter Umftänden aber wird durch die gleich berechtigte

Betheiligung mehrerer Behörden, welche ihre Intereffen gegen einander geltend

machen, die Planfeitftellung jahre lang verzögert, ohne dafs das planlofe Vorfchreiten

des Anbaues in der Zwifchenzeit verhindert werden kann. Gemifchte Cornmiffionen

(wie in Strafsburg) oder die Einfetzung einer befonderen Centralbehörde (wie in

06) Die nur ausnahmsweife berechtigten Fälle, wo die örtliche Bau- und Straßenbau-Polizei nicht von der Gemeinde,

fondern vom Staate ausgeübt wird, find hier übergangen werden.
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Wien und London) haben in folchen Fällen fich bewährt. Iit das Einvernehmen
der betheiligten Gemeinde- und Staatsbehörden hergef’tellt, fo wird der Plan zur—

Kenntnifsnahme der Grundbefitzer öffentlich ausgelegt; etwaige Einwendungen der-

felben find von den oberen Selbftverwaltungsbehörden, gegebenenfalles vom zu-

ftändigen Minif’terium zu entfcheiden. Dann erf’c kann der Plan vom Gemeinde-
vori’cande rechtsverbindlich feft geficth werden.

Die fiaatliche Gefetzgebung hat ferner die Fragen der Befchränkung des

Bauens behufs Sicherung des fett geftellten Flames (fiehe das folgende Kapitel), die

Vorbedingungen und das Verfahren der Enteignung (fiehe Kap. 3), fo wie der Zu-

fammenlegung und Grenzregelung (fiehe Kap. 4), ferner die Grundfätze für die Auf-

bringung der Strafsenanlage- und Unterhaltungskoften (fiehe Kap. 5), endlich die

allgemeinen Grundlagen der Bauordnung (liebe Kap. 7) fett zu fetzen.

Als Landes-Polizei tritt die Staatsgewalt zum Schutze des Städtebaues bei

Durchfchneidung des Bebauungsplanes durch Eifenbahnen, Schifffahrts-Canäle und

ähnliche Veranf’caltungen ein; auch liegt ihr der Schutz der öffentlichen Gewäffer,

der Deiche und der Landesvertheidigungs-Einrichtungen ob. Zahlreich find die

durch itaatliche Verwaltungsgerichte oder ordentliche Gerichte zu entfcheidenden

Rechtsfragen, welche namentlich aus der Baubefchränkung, der Enteignung und der
Bauordnung entfpringen.

Sache des Staates if’c es aber auch, für eine zweckentfprechende Abgrenzung

und Erweiterung der Gemeindebezirke zu forgen, fobald die überkommenen Grenzen

den neuen, zur Sicherung eines guten Stadtbauplanes nöthigen Anforderungen nicht

mehr entfprechen. Die Ausdehnung mancher Städte ii“: gehemmt oder entwickelt

fich in einer ungeregelten, den öffentlichen Intereffen nachtheiligen Weife, weil die

, politifchen Grenzen der Gemeinde nicht denjenigen der baulichen Zweckmäfsigkeit
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entfprechen. Aufserhalb des Stadtbezirkes bilden fich z. B. neue Vororte, die wegen

ihrer Mittellofigkeit genügende öffentliche Einrichtungen nicht zu treffen vermögen,

denen gefundes Waffér und geregelte Entwäfferung fehlt, deren Ortsbauplan‘zu

demjenigen der Mutteritadt nur geringe Beziehungen hat. Nachtheiliger wird es

noch, wenn mehrere Vororte fich allmählig fiädtifch ausbilden, ohne auf einander

und auf einen geeigneten Erweiterungsplan der Hauptftadt gebührende Rückficht

zu nehmen, weil dazu weder der Beruf, noch die Einficht‚ noch die Geldmittel

der einzelnen Vorortgemeinden ausreichen. Eine einheitliche, zweckmäfsige Ordnung

der Verkehrsanl’calten (Strafsenbahnen u. f. w.) oder die durchgreifende Einführung

allgemeiner Gefundheitsmafsregeln ift noch weniger zu erzielen. Dazu kommt, dafs

die Städte, fobald das bebaute Weichbild fich zu fehr den Gemeindegrenzen nähert,
nicht mehr den erforderlichen Raum für ihre gemeindlichen Anitalten finden, dafs

fie alfo genöthigt find, ihre Schlachthöfe, Beleuchtungswerke, Parkanlagen, Fried-

höfe aufserhalb der Grenze unterzubringen, was allerlei Unzuträglichkeiten im Ge-
folge hat.

Wefentlich aus diefen Gründen, fo wie aus anderen wirthfchaftlichen Rück-

fichten haben mehrere gröfsere Städte in den jüngi‘cen jahren unter dem Beif’cande

der Staatsgewalt ihre Vororte ganz oder theilweife »eingemeindet«, fo Magdeburg,

Altona, Leipzig, Köln, Trier. Gewöhnlich find es Steuer— und Vermögensrückfichten,

auch wohl parteipolitifche Erwägungen und die Eiferfuchtsgefühle der Selbf’cändigkeit,

welche die Eingemeindung erfchweren. Die Stadt Köln, welche gegenwärtig über

die Geftaltung ihrer Umgebung felbf’c bef’cimmt, hat dies wefentlich der kräftigen
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Anregung der Staatsregierung zu danken, welche die feitherige Zerlegung des

ftädtifchen Bezirkes in 8 Gemeinden als fehlerhaft erkannte und allen betheiligten

Gemeindevertretungen den wirkfarnen Rath ertheilte, fich durch friedliche Verträge

zu einer grofsen Stadtgemeinde zu vereinigen; leider liegen draufsen immer noch

zwei bedeutende Vorftädte, deren Einverleibung unterlaffen wurde.

Auch Berlin hat mehrere Vororte in fich aufgenommen, ilt aber mit diefem

Werke noch keineswegs zu Ende. Paris und Antwerpen haben innerhalb ihrer

Feftungswerke alle Ortstheile fich einverleibt. Andere Städte, wie Zürich, Brüffel,

Wien, London, beftehen immer noch aus einer hinderlichen Vielheit von Gemeinden.

Die Unbeholfenheit und Unfähigkeit diefer Vielheit auf manchen Gebieten (befonders

hinfichtlich der Verkehrsanf’talten, der gefu'ndheitlichen Anlagen und der Stadt-

erweiterungspläne) würde von noch fchlimmeren Folgen fein, wenn nicht die Central-

gewalt des Staates mitunter eingriffe, fo in Brüffel, wo der König felbft für den

erweiterten Gefammti’tadtplan forgt, und in London, wo ganze Zweige der öffent-

lichen Verwaltung an einheitliche Staatsbehörden übertragen find.

Dies führt uns zu einer weiteren wichtigen Aufgabe des Staates, welche in

der Aufficht über die Gemeindeverwaltungen befteht, nicht nach Willkür oder als

Vormund, fondern nach der Ordnung der Gefetze. Diefe itaatliche Aufficht if’r eine

nothwendige und bei veritändiger Handhabung eine befonders für Stadterweiterungen

höchPc wohlthätige Einrichtung. Sie vermag die Trägheit mancher Gemeinden aufzu-

rütteln; fie kann unterf‘tützen, wenn Zwift oder Privatintereffen die Thätigkeit der Ge-

meinden lähmen; fie kann Auswüchfe des Gemeindelebens befchneiden und eine zweck-

mäfsige Durchführung gefetzlicher Mafsregeln fichern. Aber zwei Klippen hat die

Staatsaufficht zu vermeiden, nämlich den Verfuch, fich felbft fchaffend an die Stelle

der Gemeinde zu fetzen, weil fie dazu aufser Stande ift, und die Gefahr, durch Zu-

vielregieren ein Hemmfchuh zu werden.

Für die mit der Erweiterung der Stadt nöthig werdenden öffentlichen Staats-

gebäude (Verwaltungs- und. Gerichtsgebäude, Gefängniffe, Bahnhöfe, Cafernen,

höhere Schulen u. f. w.) follte der Staat frühzeitig die geeigneten Bauplätze be-

fchaffen, um nicht fpäter zur Zahlung hoher Preife oder zur Wahl untergeordneter

und mangelhaft geeigneter Plätze genöthigt zu fein. Als Verkehrsunternehmer hat der

Staat den Verhältniffen und Bedürfniffen der wachfenden Stadt aufmerkfam zu folgen

und zeitig Rechnung zu tragen. Unthätigkeit auf diefem Gebiete rächt fich fehr, und

Unterlaffungen laffen fich fchwer nachholen. Die gewaltigen Umbauten, welche die

Gegenwart in fait allen gröfseren Städten an Bahnhöfen und Bahnf’crecken vornimmt,

zeigen die grofse Wichtigkeit diefer an manchen Orten fchon zu lange aufgefchobenen

Aufgabe. -

Tritt der Staat in der Eigenfchaft als Landeigenthümer felbf’t als Stadt-

erweiterungsUnternehmer auf, fo begiebt er fich in die Gefahr des Conflictes der

Pflichten. Als Auffichtsbehörde über der Gemeinde, als Unternehmer unter der

Gemeindeverwaltung fi:ehend‚ if’t, felbfi: bei einer vorfichtigen Theilung der Zu-

Ptändigkeit, der fachgemäfse Ausgleich der Intereffen fchwierig. Der fchlimmf’te

Eigennutz if’c bekanntlich der fiscalifche. Der Staat follte fich defshalb von diefem

Unternehmungsgebiete möglichft fern halten, fich dagegen mehr als bisher der flaat-

lichen Errichtung von Wohnungen für [eine Beamten und Arbeiter zuwenden. Nicht

»Dienftwohnungem find hier gemeint, fondern gewöhnliche Miethwohnungen. Wir

' loben und empfehlen, ja wir erwarten es fait von einem wohlwollend gefinnten Grofs-

Handbuch der Architektur. IV. 9. ' 18
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gewerbetreibenden, dafs er fich um die Wohnungsverhältniffe feiner Arbeiter durch
Errichtung geeigneter Häufer bekümmere, in welchen wenigftens ein Theil der von

ihm Abhängigen auf Wunfch gegen mäßige Verzinfung feines Kapitals menfchen—

würdige, preiswerthe Wohnungen findet. Hi; es zu viel verlangt, dafs auch die

Stadtgemeinde für ihre Hunderte von Arbeitern und kleinen Beamten, und dafs

befonders der Staat für die Taufende und aber Taufende der von ihm unmittelbar

Abhängigen in ähnlicher Weife forge? Manche Bergwerks- und Eifenbahnverwaltung

hat zwar fchon einen löblichen Anfang gemacht; aber es iPc eben nicht mehr, wie

ein Anfang.. Sehr viel mehr könnten namentlich die Eifenbahnbehörden thun.

Wollte der preufsifche Minifter der öffentlichen Arbeiten, der weitaus bedeutendf’te

Arbeitsgeber des Reiches, fich diefer Frage recht thatkräftig annehmen, fo würde

ein beträchtliches Stück der Wohnungsfrage der ärmeren Bevölkerungs-Claffen
feiner Löfung entgegengeführt werden.

Als erfie Aufgabe der Gemeindeverwaltung bezeichneten wir oben den Erlafs

ortsf’catutarifcher und ortspolizeilicher Beftimmungen. Gegenftand der Ortsftatuten

Gefetzgebefin‚ if’t die örtliche Ausbildung der Beitirnrnungen über Baubefchränkung, Grenzreguli-
Polizei-Obrigkeit
und Woh‚fahrts_rung, Zufarnrnenlegung der Baugrundflücke und Aufbringung der Strafsenkof’cen

behörde.
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nach Mafsgabe der landesgefetzlichen Grundlagen, ferner über die Benutzung der

Gemeindeanf’talten und des Gemeindeeigenthumes (Sielnetz, Wafferverforgung, Be-

leuchtung, Strafsenreinigung und Abfuhr, Bauzäune, Erker und Balcons u. f. w.;

vergl. Kap. 7 diefes Abfchnittes). Die ortspolizeiliche Regelung erftreckt fich auf

diefelben Gegenf’cände, fo wie auf den Strafsenverkehr und befonders auf die eigent-

liche Bauordnung (fiehe Kap. 8). Die Thätigkeit der Gemeinde zur Auffiellung

und Feflf’cellung der Strafsen— und Baufluchtlinien wurde fchon oben erläutert. Auch

die Ausführung der Strafsenbauten mit ihrem ganzen Zubehör liegt in der Regel
am befien in der Hand der Gemeindeorgane, weil hierdurch eine fachgemäfsere

Bauweife gefichert if’c, als bei Ueberlaffung diefer Thätigkeit an intereffirte Grund-

befitzer. Es wäre allerdings ein Fehler, hier die unter ‚behördlicher Aufficht flehende

Privatthätigkeit überhaupt ausfchliefsen zu wollen; unter Umf’tänden ift fogar die

Arbeit einer grofsen Erwerbsgenoffenfchaft, geleitet von einfichtigen Technikern,

der mitunter zerfahrenen und umftändlichen Communalthätigkeit vorzuziehen.

Behufs Erzielung einer zweckmäfsigen Gefialtung der Baugrundftücke fell

die Gemeinde fich nicht blofs auf fiatutarifche Vorfchriften befchränken; fie foll

felbft die Grenzausgleiche, die Umlegungen und Zufammenlegungen fördern und

leiten; fie [011 im Fortfchreiten des Strafsenausbaues die öffentliche Ordnung und

den öffentlichen Verkehr wahren. Sie if“: die berufene Befchützerin der öffentlichen

Gefundheit hinfichtlich der Trinkwafferbefchaffung, der Befeitigung der Hausabfälle,

der Entwäfferung, des Auffüllungsmaterials für Strafsen und Plätze, der Reinhaltung

öffentlicher Wafferläufe, der Anpflanzungen und der Verhinderung allzu dichter

Bebauung. ‘

' Die Nothwendigkeit der frühzeitigen Befchaffung geeigneter Bauftellen für die

erforderlichen öffentlichen Gebäude gilt für die Gemeinde wie für den Staat, und

zwar auch bezüglich folcher BauWerke, deren Bauplätze nicht bei der Planauf-

fiellung aus architektonifchen oder wirthfchaftlichen Rückfichten bereits von vorn-

herein in den Baulinien vorgefehen find. Je früher die Gemeinde fich zur wirk-
lichen Ausführung der geplanten öffentlichen Gartenanlagen, der Schmuckplätze
und, der in A'usficht genommenen Gemeindebauten entfchliefst, defto wirkfamer und

.
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wohlthuender beeinflufft fie den geregelten Fortfchritt und die freundliche Geftaltung

neuer Stadttheile. ‘
Als Selbf’cunternehmerin einer‘Stadterweiterung endlich erfüllt die Gemeinde 4°{-

einen wefentlichen Theil ihres Berufes. Indem fie eigenes oder angekauftes fiscalifches 32212?

oder privates Gelände mit einem zweckmäfsigen, gefundheitlich und künftlerifch °lweitemngf'

durchdachten Bebauungsplane überzieht, die Strafsen und Plätze und Pflanzungen Unternehmmm

felbft herftellt, die Baugründe felbf’c zerlegt und mit beftimmten Bauvorfchriften

verkauft, ift fie in der Lage, Einheitliches und Grofsartiges zu fchaffen und zugleich

auf die Bebauung der Privatgelände vorbildlich einzuwirken, die Speculation ein-

zufchränken und die Wohhungspreife zu ermäfsigen.

Sie kann ferner die Bebauung begünitigen durch erleichterte Bedingungen

für die Bezahlung des Baulandes, durch frühzeitige Schaffung öffentlicher Verkehrs-

mittel und öffentlicher Gebäude und -Gartenanlagen, ferner durch Gewährung von

Steuererleichterurigen oder Abgabenfreiheit für einen gewiffen, dem Neubau folgenden

Zeitraum, fo wie durch Unterf’rützung von kirchlichen oder gemeinnützigen Bau-

abfichten. '

Erfolgreicher noch kann die Gemeinde zur Löfung der Wohnungsfrage bei- Ge::;;de

tragen, wenn auch fie, für ihre Beamten und fländigen Arbeiter Wohnungen er- als

richtet und diefelben auf Wunfch gegen mäfsige Verzinfung miethweife abgiebt, wie Arbeitgeberifl

dies oben bereits für den Staat ‚als “Arbeitgeber empfohlen wurde; die Stadt Z:i,Z;ÄÜÄZZ

Frankfurt a. M. giebt auf diefem Gebiete ein hoffentlich fruchtbringendes Beifpiel.

Und wie der Staat Verkehrsunternehrner im Grofsen geworden iPc, fo kann die

Gemeinde zum allgemeinen Nutzen in ihren Grenzen Verkehrsanf’calten anlegen und

betreiben. Städtifche Häfen, Brücken und Fähren find keine Seltenheit. Stadt-

bahnen in communalem Betriebe giebt es noch nicht; wohl aber if“: wieder Frank-

furt a. M. mit der »Verfiadtlichung« von Strafsenbahnen pfadweifend vorgegangen.

Wer die grofsen Schwierigkeiten kennt, welche in Folge der Ueberlaffung öffent-

licher Strafsentheile an private Erwerbsgefellfchaften zwifchen diefen Gefellfchaften

und den Gemeinden faf’t regelmäfsig'fich einftellen, und zwar zum Schaden der

Bürger, der wird vielleicht mit dem Verfaffer der Meinung fein, dafs, wenn auch

von einer allgemeinen Veritadtlichung des Strafenbahnwefens nicht die Rede fein

kann, doch zahlreiche Städte beim Ablauf der gegenwärtigen Conceffionen oder

bei Schaffung neuer Linien die Frage der eigenen Uebernahme des Betriebes fich

prüfend vorzulegen haben. In Berlin ii’c zwar vorläufig diefe Frage zu Gunf’ten

einer Conceffions-Verlängerung beantwortet worden. If’c doch auf anderen Ge-

bieten, beifpielsweife bei der Feuerwehr, bei der Gas- und Wafferverforgung, bei

der Abfuhr und Strafsenreinigung, bei Schlacht- und Viehhöfen, Bade-Anftalten (für

Erfrifchungs- und für Heilbäder), bei Krankenhäufern, bei Kunft- und Alterthums-

fammlungen u. f. w. der Gemeindebetrieb fo unbeanftandet durchgeführt, dafs der-

felbe fait für felbltverftändlich gehalten wird.

Aber was bleibt, wenn die Gemeindethätigkeit eine folche Ausdehnung gewinnt, 4p3.

der Privatwirthfchaft übrig, in welcher doch Gemeinde, Provinz und Staat die Wurzelnwirthääzfif;eben

ihrer Kraft finden? Diefe Frage erfcheint allerdings nicht unberechtigt Angefichts den öffentlichen

der Vermehrung der durch Staats-, Provinzial- und Gemeindebehörden geführten ein;ää';éß

Betriebe. Andererfeits aber hat auch die Erwerbs- und Gewerbethätigkeit der Privat-

perfonen in den letzten Jahrzehnten an Vielgei’taltigkeit und Lebhaftigkeit gewaltig

zugenommen, und bezüglich der vorhin befprochenen Verkehrsanftalten Pteht der 
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Verfaffer keineswegs auf dem Standpunkte, die Privatwirthfchaft grundfätzlich aus-
fchliefsen zu wollen. Der Betrieb von Vollbahnen, Stadtbahnen und Strafsenbahnen
wird hoffentlich trotz des Mitbewerbs von Staat und Gemeinde tüchtigen Gefell-
fchaften ftets zugänglich fein; und den letzteren dürfte jedenfalls vorwiegend der
Betrieb der ländlichen Nebenbahnen zweiter und dritter Ordnung zuf‘cehen, eine
fegensreiche Verkehrsart, welche bekanntlich in Deutfchland und Frankreich gegen-
über anderen Ländern, wie Holland, Belgien und Italien, noch recht wenig aus-
gebildet if’c. '

Auf dem Gebiete des eigentlichen Städtebaues find der Privatwirthfchaft
weite Gebiete erfchloffen. Der An- und Verkauf von Baugründen if’c leider zum
Gewerbe geworden, und zwar zu einem fchwunghaften und gewinnreichen in
den fchnell wachfenden Städten. Das Wort »leider« ift eingefchoben, weil ge-
rade die meif’t unthätig erfeffenen oder mühelos erworbenen Speculationsgewinne
die Preife der Grundftücke zuweilen fait mafslos fteigern, die immer dichtere
Bebauung herbeiführen, die Miethen erhöhen und die Prädtifche Wohnungsfrage
verfchärfen.

Um eine eigentliche Stadterweiterungsthätigkeit zu entwickeln, bedarf es des
Befitzes nicht blofs einzelner Grundf’rücke, fondern einer zufammenhängenden Land-
fläche Von folch'er Gröfse, dafs wenigf’cens eine Strafse oder eine Strafsenf’crecke
zwifchen zwei Kreuzungen zum Gegenftande der Unternehmung gemacht werden
kann. Der Befitzer einer folchen Fläche oder, bei zertheiltem Befitze, die Gemein-
fchaft der Befitzer kann die Strafse >>eröffnen«‚ d. h. das Strafsenland nach dem
öffentlich fett gefiellten' Stadtbauplane frei legen und der Gemeinde übereignen und
auf Grund eines mit der Gemeinde abzufchliefsenden Vertrages den Strafsenbau ent-
weder den Ortsregeln entfprechend _fe1bft ausführen oder durch die Gemeinde gegen
Zahlung ausführen laffen.

IP: der zufammenhängende Befitz von. gröfserer Ausdehnung, fo kann der
Eigenthümer unter Beobachtung der von der Gemeinde beftimmten Hauptlinien
die Untertheilung des Strafsennetzes felbit entwerfen und, nachdem der Plan von
der Gemeinde und den fonf’t zuf‘cändigen Behörden geprüft und fett gefiellt ift, die
Strafsen felbf’c ausführen.

In beiden Fällen wird es im Intereffe fowohl des Unternehmers, als der
' Allgemeinheit liegen, dafs die neuen Strafsen, fobald fie dem öffentlichen Ver-
kehre in erheblichem Mafse dienen und insbefondere mit einer beträchtlichen
Zahl von Häufern bebaut find, von der Gemeinde »übernommen« werden,
d. h. in das Eigenthum und die Unterhaltungspfiichten der Gemeinde über-
gehen. .

Es handelt fich alfo hierbei um öffentliche Strafsen, welche von Privaten aus-
geführt und zum Theile auch entworfen werden, allerdings unter Mitwirkung der
Gemeinde, welche die Planfef’cf’cellung nicht aus der Hand geben kann und die
Herflellung der Wafferverforgungs- und Siel-Anlagen ebenfalls nur ausnahmsweife
Anderen überlaffen wird. (Vergl. das Ortsfizatut über die Bebauung von Köln im
Anhang diefes Halbbandes.) -

Anders liegen die Verhältniffe bei folcheh Strafsen, welche von Privaten ge-
plant und hergeftellt werden und nicht zur Uebernahme Seitens der Gemeinde be-
ftimmt find. Dies find nicht mehr öffentliche, fondern Privatftrafsen, welche von
den Befitzern dauernd zu unterhalten find, übrigens auch abgefchloffen und ver-
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äufsert werden können. Das preufsifche Fluchtlinien-Gefetz enthält über folche

Anlagen nichts; auch andere Gefetzgebungen regeln diefen Gegenftand Wenig.

Die gewöhnlichen, für den allgemeinen Verkehr nöthigen Glieder des Straßen-

netzes find zur Behandlung als Privatl‘crafsen ungeeignet; zweckmäfsig find aber“

die letzteren zur Auftheilung fehr geräumiger Baublöcke, zur Erfchliefsung

grofser, im Inneren von Blöcken liegenden Grundftücke oder zur ftärkeren Aus-

nutzung werthvoller Grundflächen im Inneren der Altftadt. Paris und London

find reich an folchen Privatanlagen, Cz'le’s, bmx, Terraces, Buz'ldz'ngs genannt

(vergl. Fig. 81 bis 84, S. 62; Fig. 302 u. 303, S, _133); namentlich aber ge-

hören hierher die >>Paffagen« (Fig. 85 bis 89, S. 63 bis 65) und viele fog.

»Höfe«, d. h. Strafsenfiächen, welche in das Innere von Grundltücken fich hinein

erfirecken und dort mit felbl‘cändigen Wohngebäuden befetzt werden. Diefe Höfe

find eine für die Gefundheit und Sicherheit verwerfliche Einrichtung; die Ent-

ftehung neuer follte defshalb von Gemeinde und Polizei nach Möglichkeit ver—

hindert werden.

Aufserdem giebt es, befonders in unentwickelten oder mangelhaft ver-

walteten Städten, oft noch eine Reihe fog. »Privatflrafsem, welche mehr oder

weniger willkürlich durch ungeregelten Anbau ohne Zuthun der Gemeinde Oder

unter Duldung der Gemeinde, jedoch ohne regelrechten Strafsenbau, entftanden

find. Solche Anlagen, um ‘welche fich Niemand recht kümmert oder die nur

gelegentlich auf polizeilichen Befehl vorn Eigenthümer unterhalten werden, find

vielfach ein öffentliches Aergernifs. In gut verwalteten Städten follten fie nicht

vorkommen. Die .Uebernahme derfelben in die Hand der Gemeinde ift fchliefs-

lich unvermeidlich.

Der Antheil, den die Privatwirthfchaft am Städtebau durch Errichtung von

Wohn- und Gefchäftshäui'ern, fo wie von gewerblichen Anflalten nimmt, entfpricht

naturgemäß der bedeutendlten und berufenfizen Thätigkeit der Privatperfonen. Es

handelt fich dabei fowohl um den Bau von Wohn- und Gefchäftshäufern zum

eigenen Bewohnen und von gewerblichen Anlagen zum eigenen Betriebe, als um

die Errichtung von Gebäuden auf den Verkauf und die Vermiethung. Die letztere

Art des Bauens wird durch Kapitaliften bezüglich einzelner Gebäude oder durch

Gefellfchaften und Genoffenfchaften hinfichtlich ganzer Gruppen oder Stadttheile aus-

geübt. Markt und Preife richten fich darnach, ob die Bauthätigkeit dem Bedürfnifs

entfpricht, ob fie demfelben folgt oder ihm voraneilt. Bezüglich der Wohnungen

für die unteren Bevölkerungs-Claffen folgt gemeiniglich die Bauthätigkeit dem Be-

dürfnifs langfam nach, was eine beitändige Art von Wohnungsnoth der genannten

Claffen zur Folge hat. Der Grund diefer Erfcheinung liegt in der fchwierigen

Verkäuflichkeit und der unangenehmen Verwaltung derartiger Wohngebäude. Das

oft empfohlene, aber bei Weitem nicht ausreichend gehandhabte Mittel zur _Abhilfe

befteht in dem Eintreten gemeinnütziger Gefellfchaften zur Errichtung von Arbeiter-

wohnungen (fiehe Art. 42 bis 54, S. 25 bis 31) und in der oben befprochenen Thätig-

keit der Gemeinden und des Staates. Allerdings fparen die Arbeiterfamilien am be-

reitelten in der Wohnungsmiethe und nehmen defshalb vielfach mit Räumen fürlieb,

welche die Eigenfchaften menfchenwürdiger Wohngelaffe nicht befitzen. So ziehen

herzlofe Hauseigenthümer nicht felten aus ihren fchlechten Gebäuden zwar für

die einzelnen Gelaffe niedrige Miethen, aber im Ganzen hohe Zinserträge, die Er-

richtung ordentlicher Wohnungen erfchwerend und die Thätigkeit gemeinnütziger
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Gefellfchaften lähmend. Hoffentlich wird das von .Mz'quel angeregte Reichs-
gefetz über den Schutz des gefunden Wohnens zu Stande kommen und Wandel
fchaffen 67).

2. K a p i t e l.

Die Befchränkung der Baufreiheit.

};°7« Es mag dahin gefiellt bleiben, ob das Baurecht ein natürlicher Ausflufs des
'befchräiä;nge„Eigenthumsrechtes if‘t, wie die Einen fagen, oder ob das Anbaurecht dem Eigen-

B “Hi thümer des Bodens erf’c verliehen werden mufs, wie die Andern lehren —— für denauver ote.

planmäfsigen Vollzug einer Stadterweiterung, für den Städtebau, ift die Be-
fchränkung des Baurechtes als eine unbedingte Nothwendigkeit gefetzgeberifch feft
zu ftellen. Eine volle Baufreiheit befteht in den Culturf’taaten überhaupt nicht;
gewiffen Befchränk‘ungen in der Bebauungsart feines eigenen Grundftückes iPc jeder—
mann durch Baupolizei-Vorfchriften unterworfen; man hält dies allgemein für felbft-
verftändlich. Für den Vollzug des Städtebaues ift es aber nöthig,‘nicht blofs
hinfichtlich des >>wie« die Bebauung eines Grundllückes zu befchränken, fondern
auch die Fragen, »ob« und »Wann« ein Grund1’tück bebaut werden darf, zu regeln.

Durch Gefetzgebung find von der Bebauung ausgefchloffen oder in der Be-
bauung wefentlich befchränkt die im erfien, zweiten und dritten Fefiungs-Rayon
liegenden Grundf’cücke; hier hat der Militär—Fiscus bei Neuanlage von Fef’tungs—
werken, welche diefe Befchränkungen im Gefolge hat, den Eigenthümern eine billige
Entfchädigung zu gewähren. Gefetzgeberifch geordnet oder zu ordnen find die
nothwendigen Befchränkungen des Bauens im Ueberfchwemmungsgebiete der Flüffe,
da es offenbar im allgemeinen Intereffe unzuläffig if’c, Bauten zu errichten, welche den
Hochwafferabfiufs in nachtheiliger Weife verhindern. Die gleiche Nothwendigkeit
liegt für die Freihaltung der durch den gefetzlich fef’c geltellten Stadtbauplan zu
Strafsen und freien Plätzen bei‘cimmten Flächen vor, einfchliefslich der zu etwaigen
Vorgärten bef’cimmten Grundflächen.

In diefer Beziehung lautet die Stadterweiterungs-Thefe des >>Verbandes deut-
fcher Architekten- und Ingenieur-Vereine« (fiehe Anhang): »Die Eigenthumsverhält-
niffe, welche mit Fei’cfetzung eines Stadterweiterungsplanes fich bilden, fo wie die
Verpflichtungen der Anftöfser einerfeits und der Gemeinde andererfeits bedürfen
der gefetzlichen Regelung. Auf Flächen, welche zu künftigen Strafsen und Plätzen
beftimmt find, darf nach gefetzlicher Fef’tf’tellung des Flames nicht mehr oder nur
gegen Revers gebaut werden. Dem Eigenthümer gebührt wegen diefer Befchränkung
keine Entfchädigung, dagegen das Recht, zu verlangen, dafs Grundl‘cücke in künftigen
Plätzen angekauft werden, fobald die umliegenden Strafsen hergel’rellt find. Für
Zugänglichkeit und Entwäfferung von vereinzelten Neubauten mufs zunächf’c durch
die Eigenthümer geforgt werden. “Doch follte die Gemeinde fich allgemein zur
vollf’rändigen Herftellung und Unterhaltung einer neuenStrafse verbindlich machen,

67) Siehe auch:

BAUMEISTER, a. a. O., Kap. 4.

Ueber Städteerweiterung, insbefondere in hygienifcher Beziehung. Deutfche Viert. f. off. Gefundheitspfl.
1886, s. 9. ‘

Maafsregeln zur Erreichung gefunden Wohnens. Deutfohe Viert. f. öff. Gefundheitspfl. 1889, S. 9; 1890, S. 23.
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fobald Sicherheit befieht, dafs ein gewiffer Theil aller angrenzender Grundf’tück-

fronten rnit Häufern bebaut wird.<<
‚

Die Gefetzgebung und Uebung if’t in den verfchiedenen Staaten bezüglich des 4°8'

-
. . Gefetzgebung

in Rede Ptehenden Baurechtes fehr verfehreden, zum Theile unvollkommen und über

nicht frei von Willkür.
. Freigaltung

es

In Baden und Hamburg kann die Erlaubnifs zur Bebauung des Strafsenlandes nur gegen Entfchä-Straf5engeländes_

- digung verfagt werden. Der bezügliche %. 8 des badifchen Gefetzes über die Baufluchten vom 20. Februar

1868 lautet ausdrücklich:_ »Bei neu. anzulegenden Ortsftrafsen kann die Einhaltung der Vorfehriften des

%. 7 (d. h. die Beobachtung der Fluchtlinien) nur da verlangt werden, wo die Strafse bis zum Bauplatze

und längs deffelben bereits von der Gemeinde übernommen, auf mindeltens 15 Fufs Breite in der end-

giltigen Strafsenhöhe für Fufsgänger und Fuhrwerk benutzbar hergefiellt und in ihrer ganzen künftigen

Breite abgepfählt if’t, oder wo diefen Bedingungen ohne Verzug Genüge geleif‘tet wird.« Die Gemeinde

mufs alfo, will fie die Durchführung ihres Stadtbauplanes fichern, jedem Bauherrn fofort auf Gemeinde-

kof’ten die erforderliche Zufahrtftrafse eröffnen! — Der %. 107 des Hamburger Baupolizei—Gefetzes fchliefst

zwar das Bebauen des planmäfsig feft gefiellten Strafsenlandes aus, gewährt aber den Eigenthümern das

jederzeitige Recht, die Uebernahme und Entfchädigung der mit Bauverbot belegten Grundfläche zu

verlangen.

In Sachfeu läfft man zwar polizeilich die Bebauung des Strafsenlandes nicht zu; die gefetzliche

Regelung fehltaber. In Bayern find die Grundeigenthümer verpflichtet, die für Strafsen und Plätze be—

ftimmten Flächen ohne Entfchädigung unbebaut liegen zu laffen. In der allgemeinen Bauordnung für

Württemberg von 1872 heifst es: »Auf einer bisher nicht überbauten Grundfläche, welche nach dem Orts-

bauplane zu einer Ortsftrafse oder einem öffentlichen Platze oder zur Anlage von Vorgärten beftimmt ift,

darf von Fef’tftellung des Planes an kein Bauwefen mehr errichtet werden. Für diefe Befchränkung feines

Baurechtes gebührt dem Eigenthümer keine Entfchädigung. Die in die projectirten Ortsl'trafsen und Plätze

fallende Grundfläche kann der Eigenthümer bis zur Abtretung an die Gemeinde benutzen und mit einer

dem Bedürfnifs entfprechenden Einfriedigung verfehen,«

Im Grofsherzogthum Heffen iii: es dem Eigenthümer geftattet, das zukünftige Strafsengelände zu

bebauen; er ift jedoch verpflichtet, die Bauten ohne Entfchädigungsanfpruch zu befeitigen oder befeitigen

zu laffen, fobald das Gelände zur Strafse gezogen wird.

In Preufsen ift das Bauverbot bezüglich des planmäfsigen Strafsenlandes ein unbedingtes. Eine

Entfchädigung für .diefe Befchränkung wird aber nach %. I 3 des Fluchtlinien-Gefetzes (fiehe Anhang) ge-

währt in drei Fällen, nämlich: I) fobald die Gemeinde aus eigenem Entfchlufs das zur Strafse beitimmte

Land in Befitz nehmen Will; 2) wenn vorhandene Gebäude abgebrochen werden, deren Grundfläche nicht

mehr bebaut werden darf; 3) wenn der Eigenthümer eines an einer fertigen Strafse liegenden Grundflückes

an der Bebauung deffelben durch Feftfetzung einer zukünftigen Querfirafse gehindert wird und das Grund—

Rück in der Fluchtlinie diefer neuen Strafse bebaut. Ergänzt find diefe Befiimmungen durch höchite Ent-

fcheidungen dahin, dafs die Entfchädigungspflicht auch eintritt: 4.) für Grundftücke‚ welche an einer fertigen

Strafse liegen; aber ganz oder mit Ausnahme bebauungsunfähiger Refie in eine feft gefetzte neue Quer-

ftrafse fallen, und 5) für die in einen öffentlichen Platz fallenden Grundflächen, fobald die umliegenden

Strafsen hergeftellt find.
.

Hiernach wird, der Thefe des »Verbandes deutfcher Architekten- und In-

genieur—Vereine-« entfprechend, durch Fef’tftellung eines Stadterweiterungsplanes auf

unbebautem Gelände alles von Strafsen und Plätzen in Anfpruch genommene Land

mit dem Bauverbot belegt, und zwar in den meiden Fällen, ohne den Betroffenen

einen Anfpruch auf Entfchädigung zuzugeftehen. Das preufsifche Gefetz berück-

fichtigt eben mit Recht, dafs die Wertherhöhung des verbleibenden Baugrundes

die Befchränkung des Strafsenlandes in der Regel mehr als ausgleicht, und_dafs

die Ausnutzung einer Grundfläche als Baugrund die Freilaffung des Strafsenlandes

nothwendig vorausfetzt.

Dagegen dürfte das württembergifche Gefetz, welches den Gemeinden das

Recht verleiht, zu beftimmen, dafs nur eine Seite der Strafse mit Gebäuden befetzt

werden darf, und zwar ohne den Eigenthümern der von der Bebauung ausge- 
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fehloffenen Seite für diefe Befchränkung ein Recht auf Schadenerfatz zuzugeftehen,
zu weit gehen. Es giebt gewifs manche Fälle, wo man beifpielsweife an einer auf
der Berglehne geführten Strafse aus Schönheits- und anderen Gründen nur die Be-
bauung der Bergfeite zulaffen darf; eine billige Entfchädigung follte indefs den im
Allgemeinintereffe betroffenen Eigenthümern zukommen.

Ein dauerndes Bauverbot müffte blofs das Strafsenland und Vorgartenland
treffen, während das Bauland nur Befchränkungen hinfichtlich der Fragen >>wann«
und »Wie« unterworfen fein follte, alfo bezüglich der Zeit und der Art der Be-
bauung.

Nach @. 12 des preufsifchen Fluchtlinien-Gefetzes ift jede Gemeinde befugt,
durch Erlafs eines Ortsftatuts vorzufchreiben, dafs Wohngebäude an den feft gefiellten
Strafsen des Bebauungsplanes in der Regel erft dann errichtet werden dürfen, nach-
dem vorher die Strafse planmäfsig. den baupolizeilichen Beftimmungen entfprechend,
fertig geftellt ilt. Die meif‘cen preufsifchen Städte haben ein folches Ortsftatut er-
laffen (vergl. die Ortsf’catuten für Berlin und Köln im Anhange); aber wenige Städte
führen daffelbe aus. Gewöhnlich läfft man den Bauluftigen in die Stadt-Caffe einen
gewiffen Strafsenkoftenbeitrag zahlen und das Strafsenland an die Gemeinde unent-
geltlich abtreten und hat dann gegen den Anbau an unfertigen Wegen nichts mehr
zu erinnern. Durch diefes Verfahren wird, wenn auch der Schutz der Gemeinden
gegen die durch'das wilde Bauen erwachfenden hohen Straßenbau-Ausgaben ein aus-
gefprochener Zweck des Fluchtlinien-Gefetzes ift, die Schwierigkeit nicht gelöst;
fondern es wird die Entflehung von Zufländen zugelaffen, welche nach Verkehrs—
und Gefundheitsrückfichten zu beklagen find und deren Befeitigung mit neuen Geld-
opfern fchliefslich der Gemeinde obliegen wird. Die preufsifchen Städte follten, von
der gefetzlichen Befugnifs weifen Gebrauch machend, möglichft allgemein den
Strafsenbau mit Wafferverforgung, Entwäfferung und Beleuchtung dem Häuferbau
vorangehen laffen, alfo das Bauverbot an unfertigen Strafsetf wenigf‘cens der Regel
nach durchführen, zugleich aber auch den Strafsenbau fördern.

Auch in Bayern, Heffen und Sachfen darf der Anbau in der Regel nicht erfolgen,
bevor die Strafse nicht canalifirt und hergeftellt oder bevor deren Durchführung
nicht gefichert if’c. In anderen Staaten und Städten fehlt meif’t das Verbot, an
unfertigen Strafsen zu bauen, fo in Baden und Hamburg, ferner in Strafsburg, wo
an den unfertigen Strafsen der Stadterweiterung Jeder bauen darf, wenn er nur
das Erdgefchofs in die planmäfsige Höhe legt und das Haus parallel zur Flucht—
linie errichtet, In Mainz if’t die Bauerlaubnifs unter Anderem davon abhängig, dafs
die zweckmäfsige Eintheilung des ganzen von Strafsen umzogenen Baublockes
durch den Einzelbau nicht verhindert wird. Die letztere, überaus empfehlens—
wérthe Bef’timmüng fehlt leider anderwärts fait allgemein; wir werden in Kap. 4
diefes Abfchnittes darauf zurückkommen.

Zweckmäfsiger Weife ermächtigt ferner das heffifche Baugefetz (fiehe Anhang)
die Städte, das Bauen aufserhalb des Bereiches des Ortsbauplanes überhaupt zu
unterfagen, eine Ermächtigung, welche nur in fehr vorfichtiger Weife wird ange-
wendet werden dürfen.

-Bezüglich der Art der Bebauung können Befehränkungeh auferlegt werden
entweder im Wege des Vertrages (durch grundbuchliche Eintragung), befonders
beim Verkaufe von Baugrundftücken, oder durch Ortsf’catuten und Polizei-Verord-
nungen. Die vertraglichen Beflimmungen beziehen fich beifpielsweife auf den Aus-
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fchlufs gewerblicher Anlagen, auf Höhe und Bauftil oder Baufioffe der Gebäude,

auf die offene Bauweife und deren Einzelheiten.

Durch Ortsftatuten auf gefetzlicher Grundlage können gewiffe Stadtgegenden

überhaupt dem Bau von läf’cigen Fabriken und dem Betriebe ftörender oder gefund-

heitsfchädlicher Gewerbe entzogen werden. Die Gewerbeordnung des deutfchen

Reiches hat im Abfatz 3 des %. 23 diefen Fall vorgefehen, indem fie fagt: »Der

Landesgefetzgebung bleibt vorbehalten, zu verfügen, in wie weit durch Ortsftatute

darüber Bef’cimmung getroffen werden kann, dafs einzelne Ortstheile vorzugsweife

zu Anlagen der im %. 16 erwähnten Art zu beftimmen‚ in anderen Ortstheilen aber

dergleichen Anlagen gar nicht oder nur unter befonderen Befchränkungen zuzulaffen

find.« Der genannte @. 16 handelt von denjenigen namhaft gemachten Gewerbe—

anlagen, deren Errichtung überhaupt mit einer befonderen behördlichen Vorprüfung

vor Ertheilung der Bauerlaubnifs verknüpft if’c. Die Königreiche Sachfen und

Württemberg, die Grofsherzogthümer Baden und Heffen und die Herzogthümer An-

halt und Braunfchweig haben die in g. 23 vorbehaltene Landesgefetzgebung erlaffen

und dadurch ihren Städten die Möglichkeit geboten, fabrikfreie Stadttheile anzu-

legen und zu bewahren. In den übrigen deutfchen Staaten ift der Gegenitand noch

nicht gefetzgeberifch geregelt; der »Deutfche Verein für öffentliche Gefundheitspflege«

hat, in Uebereinf’cimmung mit anderen Vereinen und zahlreichen Städten, die all-

gemeine Regelung in neuef’cer Zeit wiederholt angeregt“). In Breslau if’c es

übrigens, obwohl für das Königreich Preufsen ein Landesgefetz auf Grund des

%. 23 bisher nicht erlaffen wurde, durch blofse Polizei-Verordnung gelungen, läi°cige

Fabriken und Gewerbebetriebe in einem befiimmten Stadttheile allgemein zu unter-

fagen. In unferem Anhang if’t diefe Polizei-Verordnung, welche nach erfolglofen

Anfechtungen die Befiätigung des höchlten Verwaltungsgerichtshofes erfahren hat,

mitgetheilt. '

Eben fo ift die Frage der pfiichtmäfsigen offenen Bauart, wie fchon in

Art. 8 (S. 7) erörtert wurde, noch nicht hinreichend gefetzlich geordnet. Die

blofse Regelung durch Ortspolizei-Verordnung, wie bezüglich zweier Theile der

Kölner Stadterweiterung (fiehe Anhang), hat das Mifsliche, dafs die Beftimmungen

jederzeit ohne befondere Förmlichkeiten wieder aufgehoben oder abgeändert werden

können, dafs alfo derjenige, welcher die Befchränkungen der offenen Bauweife auf

fich nimmt, hinfichtlich feiner Nachbarfchaft und Umgebung doch nicht völlig ficher

ifii_; .dafs ferner auch die rechtliche Tragweite folcher Polizei—Verordnungen zu viel-

fachen Zweifeln und möglicher Weife zu Schadenerfatz-Anfprüchen an die Gemeinde

Anlafs giebt. Die Vervollfländigung der Reichs- oder Landesgefetzgebung bleibt

daher dringend zu wünfchen; Sachfen, Bayern und Württemberg find in lobens-

werther Weife bereits vorgegangen. Im Allgemeinen wird man für die innere Ge-

fchäftsfladt und für die gefchäftigen Thori‘crafsen die offene Bauart für ungeeignet

halten, wohl aber für einzelne Wohngegenden und für die meif’ten Induf’crie-Bezirke.

Mangels gefetzlicher Verpflichtung auf die Grundbefitzer durch Empfehlung der

einen oder anderen Bauweife einzuwirken, dies if’t ein Ausweg, welcher fchwerlich

jemals zum Ziele führt, da ein einziger Befitzer durch Errichtung eines gefchloffenen

Gebäudeblockes zwifchen hohen Grenzgiebeln den Landhaus-Charakter einer ganzen

Gegend vereiteln kann.

68) Siehe: Oertliche Lage der Fabriken in Städten etc. Deutfche Viert. f. öff. Gefundheitspfl. 1889, S. 42.



Die fonftigen Baubefchränkungen hinfichtlich der Gebäudehöhe, der Hofräume,
der lichten Abflände, der Kellerwohnungen u. f. W. werden durch die polizeiliche
Bauordnung (fiehe Kap. 8 diefes Abfchnittes) geregelt

3. Kapitel.

Die Enteignung.

4". Den Gemeinden ift in faft allen Culturftaaten das Recht eingeräumt, das
Gefetzgebung Strafsenland auf Grund eines gefetzlich feft gefetzten Fluchtlinien-Planes zu ent-

eignen, d. h. dem Eigenthümer zwangsweife gegen Entfchädigung zu entziehen.
Die Förmlichkeiten,’ welche zu diefem Behufe zu befolgen find, und die Vorfchriften
für die Art der Ermittelung des Schadenserfatzes find allerdings in den verfchie-
denen Ländern fehr verfchieden. Ausnahmen bilden Mecklenburg, wo das Ent-
eignungsrecht zu Zwecken der Stadterweiterung nicht beiteht. und_Bayern, wo
fich das Enteignungsrecht auf Staatsf’crafsen, nicht auf Gemeindeftrafsen erftreckt,
was die Ausführung von Stadterweiterungen auf das äufserfte erfchweren mufs. '

Das preufsifche Fluchtlinien—Gefetz fagt in %. II kurz und bündig: >>Mit dem
Tage, an welchem die im @. 8 vorgefchriebene Offenlegung (des feft geftellten
Flames) beginnt, tritt die Befchränkung des Grundeigenthümers, dafs Neubauten,
Um- und Ausbauten über die Fluchtlinie hinaus verfagt werden können, endgiltig
ein. Gleichzeitig erhält die Gemeinde das Recht, die durch die fef’c gefetzten
Strafsenfluchtlinien für Strafsen und Plätze beitimmte Grundfläche dem Eigenthümer
zu entziehen_« Die Entziehung gefchieht auf Antrag der Gemeinde durch das im
Enteignungsgefetz vom II.]t1ni 1874 vorgefchriebene Verfahren, ohne dafs es, wie
bei anderen gemeinnützigen Unternehmungen, einer befonderen königlichen Ver—
ordnung} bedarf.

iii; Für die Beitimmung der Höhe der Entfchädigung find die Fragen entfcheidend,
auf welchen Zeitpunkt der abzufchätzende Werth des der Enteignung unterliegendender Ent-

f°hädigung— Grundftückes zu beziehen und ob der Werth des Grundftückes >>als Bauplatz« zu
entfehädigen ift.

Die erftere Frage ift von grofser Wichtigkeit bei Städten oder Stadttheilen,

wo die Grundpreife in Folge des fiarken Vorfchreitens der Bebauung oder in Folge
von Eifenbahnbauten oder fonf’cigen die Werthe beeinfluffenden Anlagen im rafchen

Steigen begriffen find. Es kommen drei verfchiedene Tage in Frage, nämlich

1) der Tag der Feftf’cellung und öffentlichen Bekanntmachung des Strafsenplanes,

2) der Tag des Enteignungsantrages und 3) der Tag des Eigenthums-Ueberganges.

Alle drei Zeitpunkte haben eine gewiffe Berechtigung: der Tag I, weil es unbillig

erfcheint, der Gemeinde-Caffe die Zahlung von Speculationswerthen aufzubürden,
welche erft nach der Feftf’cellung der Baubefchränkung für den Baugrund im All—

gemeinen, vielleicht gerade auf Grund des Planes, entftanden find; der Tag 2, weil

erft an diefem die. Gemeinde ihr Enteignungsrecht wirklich ausgeübt hat, und der

Tag 3, weil erft an ihm der Eigenthümer der Rechte und Pflichten an feinem

Grundftücke entbunden und durch Zahlung der Entfchädigungsfumme in den Stand
gefetzt wird, fich anderweitigen Erfatz zu fchaffen. Die Rechtspflege fcheint indefs
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vorwiegend den Tag der Planfef’cf’tellung als den für die Werthfchätzung mafs-

gehenden anzunehmen.

Die zweite Frage, ob das zur Strafse beitimmte Land als Bauplatz oder als

bebauungsunfähiges Land (Gartenland, Acker, Lagerftätte) zu bewerthen fei, iPc

noch einfchneidender. In fo weit hierüber Beftimrnungen beftehen, lauten fie ent—

gegengefetzt. Nach Baumez' er “fell laut dem Leipziger Ortsgefetz bei Fef’cf’cellung

des Werthes derjenige angenommen werden, den das Land als Bauplatz haben

würde. Dagegen fagt die Wiener Bauordnung: »Der Vabzutretende Grund ift nur

dann als Baugrund zu betrachten, wenn er entweder bereits verbaut war oder nach

der bisher beftandenen Baulinie verbaut werden durfte oder in den öffentlichen

Büchern als Baugrund eingetragen erfchien. War der abzutretende Grund nicht

Baugrund, fo ift er nach dem Nutzen, den er mit Rückficht auf Zeit und Ort ge-

wöhnlich und allgemein leiitet, zu bewerthen.« Im heffifchen Gefetz für die Er-

weiterung von Mainz heifst es: »Bei Abfchätzungen von Gelände, welches nach dem

Bauplan für den neuen Stadttheil nur zur Anlage von. Canälen, Strafsen und Plätzen

befiimmt ift, kann folches Gelände nicht zu den etwa für Bauplätze geeigneten

Preifen, fondern nur fo hoch abgefchätzt werden, als es je nach feiner Benutzungs-

fähigkeit als Feld, Garten oder Hofraithe gewerthet werden konnte.« In Preufsen

bef’tehen ausdrückliche Beftimmungen über diefen Gegenf’tand nicht, und es kommen

daher fowohl bei den Enteignungsbehörden (Bezirksausfchüffen) als bei den Gerichten

—— deren Anrufung den Parteien Ptets frei fteht — die wunderlichften Abfchätzungs-

unterfchiedé vor. '

Dafs ein bis dahin bebautes oder nach einer früheren Baulinie bebauungs-

fähiges Gelände als Bauland zu entfchädigen iii, dürfte kaum zweifelhaft fein. Für

fonitiges Strafsenland if’c es dagegen in der Regel billig, dafs nur der wirkliche

Benutzungswerth, nicht aber der Bauplatzwerth gezahlt wird, weil erf’t durch Ver-

wendung der abzugebenden Fläche zum Strafsenbau der übrig bleibende Befitz

wirklich ein Bauplatz wird, der Befitzer alfo im Mehrwerth des letzteren einen

vollen Erfatz findet. Dies pafft aber nur fo lange, als die zu enteignenden Befitzer

des Strafsenlandes zugleich die in gleichem Mafse betheiligten (beim Anbau fchliefs-

‘ lich die Strafsenanlagekoften erftattenden) Eigenthümer des anftofsenden Baulandes

find. Anderenfalls wird den letzteren durch eine zu geringe Entfchädigung der

erfieren ein unverdienter Vortheil zugewiefen. Zur Vermeidung einer derartigen

Ungerechtigkeit wird oft fo verfahren, dafs das Strafsenland zwar nicht als Bauland,

wohl aber mit dem durchfchnittlichen allgemeinen Bodenwerthe der Ortslage zur

Zeit der Planfeftfiellung unter Berückfichtigung der Zugänglichkeit, Geltalt und

Tiefe des in Betracht kommenden Grundf’tückes entfchädigt wird. An einem Bei-

fpiele möge — ohne grundfätzliche Billigung auszufprechen —— dies erläutert werden.
Der Preis fertiger Baufiellen möge zu der für die Enteignung mafsg€benden Zeit in einer Ortslage

50 Mark für das Quadr.—Meter betragen. Gefetzt, die Grundftücke haben durchfchnittlich ein Drittel ihrer

Fläche für Strafsenland abzugeben und für jedes Quadr.-Meter Bauland 5 Mark an Strafsenbaukoften auf—

zubringen; alsdann ergiebt froh der durchfchnittliche allgemeine Bodenwerth des rohen Landes

(50 -— 5) 2/3 : 30 Mark für das Quadr‚—Meter, während der Werth derfelben Einheit für die Benutzung

als Garten oder Lagerplatz vielleicht nur zu 8 bis 10 Mark abzufchätzen wäre.

Bei theilweife zu enteignenden Grundfliicken von [ehr geringer Tiefe oder von ungewöhnlich

grofser Tiefe träfe felbftredend diefe Durchfchnittsberechnung nicht zu; bei den erf’teren würde die Ent—

fchädigung höher, bei den letzteren erheblich niedriger ausfallen müffen, da der Schaden immer nur

in dem Unterfchiede zwifchen dem Werthe des urfprünglichen und dem \Verthe des verbleibenden

Grundflückes befteht. '
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Nur in wenigen Staaten, 2. B. in Württemberg, Frankreich, Nord-Amerika,
gefiatten die Enteignungsgefetze die Anrechnung eines dem verbleibenden Grund-
ftücke erwachfenden Mehrwerthes auf die Entfchädigung der Enteignungsfläche. In
den meiften Staaten if’c ein folches Verfahren ausdrücklich ausgefchloffen; alsdann
gebührt dem Enteigneten nicht blofs die Entfchäcligung des vollen Werthes der ihm
abgenommenen Grundfläche an fich, fondern auch die Schadloshaltung für befondere
Gefchäfts— und Nutzungsnachtheile, fo wie für eine etwaige Werthverrninderung der
Ref’cfläche. Der letztere Punkt kann bei neuen Strafsenanlagen, befonders bei
folchen, welche die Grundf’cücksgrenzen fchief fchneiden, fehr wichtig werden und
leicht zu Ungerechtigkeiten führen.

Nach dem preufsifchen Fluchtlinien-Gefetz kann zwar der Eigenthümer die
Uebernahme des ganzen Grundftückes verlangen, wenn daffelbe durch die Flucht-
linie fo weit in Anfpruch genommen wird, dafs das Reftgrundf’cück nach den bau-
polizeilichen Bef’cimmungen des Ortes nicht mehr zur Bebauung brauchbar ift. Aber
der Gemeinde Pteht das Recht der Enteignung des ungeeignet werdenden Refies
gegen Entfchädigung nicht zu; im Gegentheile kann der Befitzer nach freier Wahl
den Ref’c behalten und in diefern Falle fogar die’Gemeinde obendrein noch zur
Schadloshaltung für die entfiehende Formverfchlechterung und Bebauungsunfähigkeit
deffelben verpflichten. Dies ift offenbar ein Unrecht und um fo mehr der Abhilfe
bedürftig, als die ungeeigneten Ref’dtücke nicht blofs in häfslicher Weife felbf‘c un-
bebaut liegen bleiben, fondern auch die Bebauung der Nachbargrundflücke behindern
und oft eine wirthfchaftlich und gefundheitlich unzweckmäfsige.Bebauung herbei-
führen. Man nennt folche Reftflächen mitunter »Vexirf’creifen«, weil fie in der Hand
eigennütziger und rückfichtslofer Eigenthümer dazu rnifsbraucht werden, _ den Nachbar
abfichtlich zu benachtheiligen, um von ihm einen hohen Abfindungspreis zu er-
zwingen.

Etwas günfiiger find die fc‘hweizerifchen, badifchen und braunfchweigifchen
Enteignungsgefetze, welche wenigflens in folchen Fällen die Gemeinden zur Ent-
eignung der Reftflächen ermächtigen, in welchen die verlangte Entfchädigung der
Werthverminderung mehr als 1/4 des Werthes beträgt. Aber eine gefetzliche Be-
rechtigung, die Reflf’cücke gerade wegen ihrer Bebauungsunfähigkeit zu enteignen,
giebt es, fo viel bekannt, bisher in deutfchen Staaten nicht. Belgien, Frankreich,
England und Ungarn find uns in diefer Beziehung vor. Der »Deutfche Verein für
öffentliche Gefundheitspflege« verlangte in den Befehlüffen feiner Generalverfamm-
lung zu Freiburg i. Br. ausdrücklich, dafs den Gemeinden das Recht zu gewähren
fei, »fich in den Befitz der zur Durchführung des Bebauungsplanes nöthigen Grund-
f’cücke einfchl. der zur Bebauung ungeeigneten Grundftücksref’ce im
Wege des Enteignungsverfahrens zu fetzen«. Allerdings wird das Reitf’rück in der
Hand der Gemeinde noch nicht bebauungsfähig, es fei denn, dafs daffelbe zufällig
mit anderen Refiflächen oder fonf’cigen Grundftücken der Gemeinde vereinigt werden
kann oder dafs der Nachbar fich fofort zur Uebernahme des Refles bereit erklärt.
Die Mafsregel erfordert defshalb zur vollen Wirkfamkeit die Verpflichtung der Ge-
meinde, das Refiftück zur Bildung geordneter Bauftellen ohne Preislteigerung wieder
abzugeben und ferner die gefetzliche Ausbildung der Eineignungs- und Umlegungs-
Befugnifs, von welcher in Kap. 4 die Rede fein wird.

Die oben genannten Staaten Belgien, Frankreich, England und Ungarn be-
f1tzen noch weiter gehende Enteignungsgefetze, welche das Ziel verfolgen, ganze
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Stadttheile oder Gebäude-Complexe wegen Gefundheitswidrigkeit oder Verkehrs-

erfchwerung zu enteignen, um an ihrer Stelle einen gefunderen Stadttheil und zweck-

mäfsige Verkehrsf’crafsen anzulegen. Zu diefem Behufe wird die ganze Zone der

in Betracht kommenden Grundftücke enteignet; dann werden neue Strafsenzüge

ausgelegt und kunftgerecht hergef’cellt, zweckmäfsige Baugrundf’tücke eingetheilt und

verkauft. In Paris (Decrete vom 26. März 1852 und vom 27. December 1858), in

Lyon, Marfeille, Brüffel (Boulevard cem‘ml), Antwerpen, London (fiehe die Tafel

bei S. 299 und andere Strafsendurchbrüche), Budapef’c (Andmffy-Strafse und

Ringf’trafse) if“: diefes Verfahren in gröfserem und kleinerem Mafsf’cabe ausgeführt

werden und hat zu fegensreichen Ergebniffen geführt”). Zwar koften folche Ver-

befferungen bef’tehender Stadttheile immer noch der Gemeinde hohe Summen; aber

ein erheblicher Theil der Ausgaben wird durch die Einnahmen für die im Werthe

gef’ceigerten Baugrundf’cücke gedeckt und eine zweckmäfsige, einheitliche Bebauung

wird ermöglicht ; ohne dafs den früheren Eigenthümern, welche ja für ihren Befitz

voll entfchädigt werden, ein Schaden erwächst.

In Deutfchland hingegen, wo das Enteignungsrecht fich auf die Fläche der

zukünftigen Strafse befchränkt, für die Formverfchlechterung der Ref’cftücke be—

fondere Entfchädigungen zu leif’cen find und die in Folge des Unternehmens ein-

tretende Werthfteigerung den Eigenthümern der anliegenden Grundflächen zufällt,

find grofse Strafsendurchbrüche und innere Stadtregulirungen der gedachten Art

wegen der unerfchwinglichen Geldopfer kaum möglich und faf’c nirgendwo ausgeführt,

obwohl das Bedürfnifs an manchen Orten verwaltet. Der »Deutfche Verein für

öffentliche Gefundheitspflegea verlangte daher in feiner oben genannten Verfamm-

lungzu Freiburg 1885 für die Gemeinden das Recht, >>ungefunde Stadtgegenden

durch ausgedehnte Enteignungsbefugniffe ohne unverhältnifsmäfsige Kofien umzu-

gef’calten«. Und in der Verfammlung zu Strafsburg wurde die Forderung wieder—

holt mit den Worten: »Werden ...... ganze Häufergruppen oder Ortsbezir'ke für

unbenutzbar erklärt, fo hat die Gemeinde das Recht, den vollf’cändigen Umbau zu

veranlaffen oder vorzunehmen; es f’ceht ihr zu dem Zweck bezüglich aller in dem

umzubauenden Bezirk befindlichen Grundftücke und Gebäude die Zwangsenteignung

zu<< 70). Der internationale Congrefs zu Paris 1889 empfahl eine ähnliche Gefetz-

gebung zu Gunften der Erzielung gefunder Arbeiterwohnungen. —

Die gleiche Forderung ift durch das Verkehrsbedürfnifs zu begründen. Den-

jenigen, welche einen möglichen Mifsbrauch eines folchen Rechtes in der Hand der

Gemeinden befürchten, if“: entgegenzuhalten, dafs fowohl die Staatsaufficht‚ als die

eigene Finanzforge Ausfchreitungen verhindern, dafs gegen letztere aber auch gefetz—

liche Sicherheitsmafsregeln leicht getroffen werden können und dafs auf alle Fälle

die Enteigneten durch volle Schadloshaltung in ihren Intereffen zu fichern find.

69) Siehe: Wochbl. f. Baukde. 1886, S. 499 — ebendaf., S. 465.

70) Siehe: Deutfche Viert. f. off. Gefundlxeitspfi. 1890, S. 60.
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4. Kapitel.

Die Regelung der Baugrundftücke.

(Umlegung, Zufammenlegung, Eineignung.)

La;;6der In Abfchn. 2, Kap. 3 wurden die Grundfzitze erörtert, welche bei der Bildung

Bauneue derBauf’cellen, d. h. bei der Eintheilung der Baublöcke in einzelne Grundflücke

fcsllirszszm' anzuwenden find. ' Die Anwendung if°c leicht,

' wenn der Block im Befitze eines einzigen Eigen-

thümers fich befindet, wird aber fchwierig und bei

mangelhafter Gefetzgebung geradezu unausführbar,

wenn der Block lich aus einer Vielheit von Par-

cellen zufammenfetzt, die nach Gefialt und Lage

zum Bebauen mehr oder weniger ungeeignet find

und verfchiedenen Eigenthümern gehören.

Befieht die Schwierigkeit nur darin, dafs die

Grundf’cücke zwar regelmäfsige Figuren bilden,

aber unter fpitzen Winkeln auf die Strafse ftofsen,

fo läfft fich die gefehloffene Bebauung noch zur

Noth entweder fo einrichten, dafs die Gebäude-

fronten in die Fluchtlinie gefetzt und die Schief-

winkeligkeit nach) Möglich- ’ *

keit im Grundrifs der Räume
überwunden wird, oder der-

art, dafs rechtwinkelige Ge-

bäude errichtet werden, deren

Fronten faigeförmig oder —

wie es bei der Cavallerie

heifst — m éc/zelon zur

Strafse ftehen. Erfieres wird

in den meifiten Bauordnungen

Fig. 51 6.

 

 

Schiefe Grundf‘cückslage an der

Akz'nric/w—Allee zu Aachen.

Fig. 517.
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verlangt; Letzteres if’c in alten Ungeordneter Baublock.

Städten (z. B. Nürnberg) zu? Fig. 5,3.
weilen reizvoll unter Anord- „ „ es 17 34 an 32

nung von Erkern und Altanen 15 5 P q ‘ R H

ausgeführt (vergl. auch Fig. “ ”
516), if’c aber im Allgemeinen ” G
für moderne Städte wegen „ c ‚ K».L wu 11 s 'n „
der fich bildenden Schmutz-

winkel und dunklen Rück- ” E , ‚
fprünge ungeeignet. Die bei 17 pa ' “ “'

gefehloffener Bebauung vor- „ 8 „ „ -„ „ „„ M

tretenden rohen Giebel- Geordneter Baublock,

mauern find empfindlich erzielt durch Umlegen der in Fig. 517 angegebenen Grundftücke.
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fiörend, felbf’c dann, wenn die

Grundf’cückseinfriedigungen
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in die durchgehende Fluchtlinie gefetzt werden. Für die offene Bauweife ift die

blofse fchiefwinkelige Lage der Grundf’tücke weniger hinderlich, aber ebenfalls uner-

wünfcht und für die Ausnutzung und Untertheilung immer nachtheilig.

Gröfser wird die Schwierigkeit, wenn die Grundf’cücksgrenzen völlig regellos

im Baublock verlaufen. Einen folchen ungeregelten Block zeigt beifpielsweife

Fig. 517, welcher kein einziges Grundf’cück enthält, das ohne eigenen Nachtheil und

ohne Schädigung der Nachbarn bebaut werden könnte. Würde z. B. der Eigen-

thümer der Parcelle M fich — vielleicht nach langen fruchtlofen Verhandlungen

mit den Nachbarn — über die Schiefwinkeligkeit feines Grundf’cücks hinwegfetzen

und etwa die eingezeichneten Bauten errichten, fo hätten nicht blofs er und feine

Rechtsnachfolger, wie Miether an den Unbequemlichkeiten, Unfchönheiten und Wirth-

fchaftlichen Nachtheilen der Schiefwinkeligkeit zu leiden, fondern das Ordnen der

Grenzen durch Umlegung wäre zugleich für den ganzen Block zum Theile erfchwert,

zum Theile unmöglich gemacht, und Jahrhunderte lang werden die Bewohner des

Blocks über die unzweckmäfsige Geflaltung ihrer Wohn- und Gefchäftsräume Klage

führen. Fig. 518 zeigt hingegen diejenige Form und Lage, welche man dem ein—

' zelnen Grundf’tücke auf dem Wege der gegenfeitigen Veritändigung oder des ge-

fetzlichen Zwanges anweifen könnte, zum Vortheile eines jeden Eigenthümers und

zum Vortheile aller zukünftigen Bewohner; dabei if’t die Gefammtlage und die Gröfse

der neuen Parcellen genau gleich derjenigen der alten. Man follte nun glauben,

der Nutzen für jeden Betheiligten läge fo auf der Hand, dafs es nur der Anregung

bedürfte, um die freudige Zuf’timmung Aller zu erlangen. Aber die menfch-

liche Natur ift leider anders geartet. Nur ftellenweife gelingt die freiwillige Ver-

Pcändigung, wenn ein unparteiifcher Sachverf’cändiger die Angelegenheit in die

Hand nimmt, zweckmäfsige Vorfchläge ausarbeitet und fie den Betheiligten durch

längeres Erläutern und Zureden mundgerecht macht.

Ein glückliches Beifpiel hierfür zeigen Fig. 519 u. 520, die ausgeführte Umlegung von Grund-

ftüeken in einem Theile der Kölner Stadterweiterung darftellend. Dagegen zeigen Fig. 521 u. 522 einen

mifslungenen Umlegungsplan aus einem anderen Theile derfelben Stadterweiterung. Vor fünf ]ahren' den

31 Befitzern vorgefchlagen und erläutert, nahmen 29 den Plan an, während 2 Betheiligte, nämlich die

Eigenthümer der Grundftücke 11 und 16, (ich in ihrem Intereffe verletzt fühlten und zum Beitritt nicht

zu bewegen waren. Faft das ganze Gelände liegt feit jener Zeit, da eine Einigung der Betheiligten über

Grenzregulirung und Strafsenkoflenvertheilung fehlt, unbenutzt und wird mit Ausnahme der Fromen am

Kaifer-VWlhelm-Ring und an der Venloer Strafse noch auf unabfehbare Zeit unbenutzbar fein, obwohl die

allgemeine Lage für die Bebauung die denkbar günfiigfte ifl:. Die Bebauung, welche inzwifchen an der

beitehenden Venloer Strafse erfolgt ift, erfchwert die Regelung immer mehr. Fig. 523 zeigt den heutigen

Zuftand dafelbi‘c.

Aehnliche Mifserfolge find in Köln, wie in anderen Städten in den meiften

Fällen zu verzeichnen, wo eine Umlegung gröfseren Umfanges auf dem Wege frei-

williger Zuf’timmung aller Betheiligten verfucht wird. Die Folge if’c nicht felten

eine fchiefe, ungeregelte, unzweckmäfsige und unwirthfchaftliche Bebauung ganzer

Blöcke oder Stadttheile. Und welche Gründe find es, welche fait Ptets die Zu-

ftimmung einiger Betheiligten verhindern, obwohl der Vortheil jedem Unbefangenen

einleuchtet? Die Gründe find die Befangenheit im eigenen Intereffe oder der durch-

dachte Eigennutz, welcher durch Zurückhaltung eine für fich noch vortheilhaftere

Umlegung zu erzielen hofft, und der Neid auf den Vortheil Anderer. Faf’c regel-

mäfsig wird eine Ablehnung mit dem Hinweife begründet, dafs irgend ein Anderer

noch beffer fahre! Nicht felten find auch folche Fälle, wo ein Befitzer die Umlegung

4 17.

Regellofe

Lage der

Grundftücke.

418.

Schwierigkeiten

der

freiwilligen

Umlegung.
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planmäßig vereitelt mit Rückficht auf feine an anderer Stelle liegenden Intereffen, 1
welche den Auffchlufs des neuen Baublocks für ihn zur Zeit unerwünfcht machen;
oder in der Abficht,

ein Hindernifs (ein a—J
»Sperrfort«) zu bil- // “

den, welches die an-

deren Betheiligten, um

endlich zum Ziele zu

gelangen, mit theurem

Gelde auskaufen müf-

fen! Durch folchen \

fchmutzigen Eigen- '
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nutz if’c —— Mangels \___r_ @ %

einer gefetzlichen \' = € 3
‚S'.

Regelung — das Fort- ' L\ " & ‚ii
fchreiten des Städte % ä /* 33 .?
baues oft behindert. ‘“é*\ %
Der Gute leidet hilf- é * J{ ';

\__‚\‘ >.“ £
105 unter dem böfen

Nachbar; und wenn

fchliefslich Geld und ‚
Lift die Hinderniffe /
befeitigt haben oder

wenn durch kof’cfpie-

ligen Zufammenkauf

der Befitz vereinigt
iPc, dann leidet die

Gefamrntheit durch

eine an fich unbe—

gründete Preisf’ceige-

rung des Baugrundes

und der Miethen.

4‘9'_ ‚ Zuweilen aberNothwend1gkexl:
der if’c die Uebereinftiny

ffiiit’:;“ mung der Betheiligten

für die Grenzverände—

rung nicht einmal

ausreichend, befon-

ders beim Eigenthum

von Minderjährigen,

Verfchollenen, in Con-

curs Gerathenen und ’

bei Grundflächen,

deren Veräufserung

gefetzlich befchränkt ‚

if’c. Die gefétzliche Regelung der Umlegung und Zufammenlegung von Grundf’cücken

behufs Erzielung zweckmäfsiger Bauitellen if’c fomit ein dringendes Bedürfnifs.
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Die Umlegung iPc nach Sinn und Befiimmung aus Fig. 517 bis 522 erficht-

lich. Grundf’cücke, welche im Inneren eines Blockes liegen, ohne an die Bauflucht-

__ ! linien zu Pcofsen,

uagaauv?qpmp können nur“ durch

fi ‘ Umlegung oder Zu-
* fammenlegung be-

bauungsfalhiggemacht

werden. Die Zufam-

menlegung fpielt im

Uebrigen bei f’cädti-
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ä @; “% Pcucken eine weit ge-
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.„9_„„9„ ; é @ ä . rmgereRolle,alsbe1m
5 „ _ß_; “ 3 landw1rthfchafthchen
411 0

& ä % ‚ä ?, Befitze. Währenddort„ .. .
EO @ ? ”' die Zufammenlegung
"F‘ ....
g,; ‚. (Verkoppelung) der

U .

; :>° ”° zerfphtterten Grund-
» = °__ „

°.“ 3 ei. flachen deffelben Be-
3‚ ‚r, .
=; ? '; Sf fitzers zu e1nem oder
“15 «» ' °A— ..
53; 3 % °; _ mehreren grofseren
g: E **l ..31 & @. Grunden wegen der
m; uig-LHNMJ$H O in“ .

3 3 F°"" vortheflhafteren und
„ ‘s—- . . .

*I_L "° ‚g__\ r1cht1geren Bew1rth-

‘ 3{— fchaftung angeflrebt

5*“ wird, kann es fich

bei dem f’tädtifchen
Befitze, der ja ohne—

hin zur Zertheilung in

einzelne Bauplätze be-
ftimmt il’t, wefentlich

nur da um Zufammen-

legung handeln, wo

die Zerfplitterung fo

weit geht, dafs aus

der einzelnen Par-

celle, felbf’t bei der

Umlegung in, eine

andere Form, ein

brauchbarer Bauplatz

nicht mehr gebildet
werden kann. Zwei

oder mehrere fol-

cher Kleinflächen zu-

\ fammengelegt, führen

zum Ziele, zum Nutzen des Eigenthümers und zum Vortheile der_ Nachbarn,

welche aus Rückfichten der Schönheit und der Sicherheit das Liegenbleiben
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bebauungsunfähiger Flächen- Fig. 523-
theile zwifchen ihren Häufern

nicht wünfchen können.

Die Zufarnmenlegung tritt

aber namentlich als nothwendig

hervor, um felbfiändig un-

brauchbare Reflf’cücke abge—

trennter Parcellen oder alter

Wege und Wafferläufe zur ge-

regelten Bebauung nutzbar zu

machen. Und zwar müffen

diefe Ref’ce mit der geeignetften

Nachbar- oder Hinterparcelle

vereinigt werden. Es findet

alfo eine Zufammenlegung von

Grundflächen verfchiedener

Eigenthümer in einen einheit-

lichen Befitz fiatt, ein Vorgang,

der in den Freiburger Thefen

(Abfatz H) mit dem Worte

>>Eineignung« bezeiChnet ifi: Bebauung an der Venloer und [(ameclze-Strafse zu Köln
(fiehe Anhang). Im Allgemeinen , im Jahre r888.

find diejenigen Reflflächen einem

Befitzer »einzueignen«‚ welche vorher beim Strafsenbau einem anderen Befitzer >>ent-

eignet« wurden. Fig. 517 u. 518 zeigen die Eineignung der Reftflächen L, N, _? und R.
Es bedarf der gefetzlichen oder beffer, der ortsf’catutarifchen Regelung, wie grofs ein

Grundftück oder ein Grundftücksreft fein müffe, um nach den Gepflogenheiten des

Ortes als bebauungsfähig angefehen zu werden; geringere Flächen follten der Ent-

eignung und Eineignung unterliegen.
Diejenigen, welche in diefer zwangsweifen Befitzanweifung etwas Ungeheuer—

liches erblicken, möchten wir darauf aufmerkfam machen, dafs es jedenfalls weit

einfchneidender if’c, jemand im öffentlichen Intereffe durch Enteignung von feinem

Befitze, unter Umf’cänden von Haus und Hof, zu vertreiben, als aus zwingenden

Zweckmäfsigkeitsgründen eine immerhin kleine Mehrfläche gegen mäfsige Werth-

fchätzung und billige Zahlungsbedingungen [einem Befitze hinzuzufügen. Zudem

wird das Verfahren der Eineignung bei der Regelung der Baufluchten in alten

Strafsen und Stadtvierteln an vielen Orten thatfächlich ohne Schwierigkeit aus-

geübt. Um mit einem Neubau in die Fluchtlinie vorzurücken, mufs der Bauherr

im Wege der Vei‘fiändigung mit der Gemeinde den erforderlichen Theil des bis—

herigen Strafsenlandes erwerben. Wie in diefem Falle, fo wird auch bei der Ein-

eignung von Refiparcellen die Zahlung in der Regel bis zur Bebauung, d. h. bis

zur wirklichen Benutzung des dargebotenen Vortheiles, geltundet werden können.

Ein Gefetz über die Eineignung fcheint bis jetzt nur in Hamburg zu beflehen;

ein Gefetz über die Umlegung und Zufammenlegung ganzer Baublöcke fcheint nur

im Grofsherzogthum Heffen zu Gunf’cen der Mainzer Stadterweiterung und im -

Königreich Ungarn zu Gunften des Wiederaufbaues der Stadt Szegedin erlaffen

werden zu fein. In fait allen anderen Cultur-Staaten hat der Gefetzgeber zwar das
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Bedürfnifs der Zufarnmenlegung landwirthfchaftlicher Grundf’cücke, der Feldbereini-

gung, als zeitgemäß erkannt und befriedigt, dagegen die noch mehr fühlbare Noth-

wendigkeit der Regelung flädtifcher Baugrundfiücke bisher aufser Acht gelaffen.
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Umlegung der Grundftücke in Fig. 524 unter Freigabe der Strafsenflächen

bis zur Strafsenmitte.

1:2000
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Für die Stadterweiterung von Mainz Hi die Umlegung derart geordnet, dafs

die Befitzer von drei Vierteln einer Gruppe von Grundflächen zum Zwecke der

richtigen Eintheilung die Mitwirkung der Stadt anrufen können; jene Gruppe mufs

entweder einen ganzen Block umfaffen oder — unter Zultimmung der Stadt —

Wenigftens einen folchen Eckausfchnitt bilden, welcher von zwei aus dem geome-
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trifchen Blockmittelpunkte auf zwei benachbarte Blockfronten gefällten Senkrechten

begrenzt wird. Die Gemeinde hat alsdann das Recht, das in dem Block oder in
dem Ausfchnitt liegende Land der die Umlegung beharrlich ablehnenden Befitzer

zu enteignen und gegen Koflenerfatz den Antragf’cellern bei Vornahme der Um—

legung auszuliefern.

Beim Wiederaufbau von Szegedin find alle Befitzverhältniffe dem neuen Be-

bauungsplane entfprechend zur Zufriedenheit der Betheiligten geregelt worden.

Hoffentlich nimmt fich die Gefetzgebung in Bälde allgemeiner diefes Gegen—

flandes an; bis dahin follte aber wenigflens der Gemeinde oder der Polizei-Behörde

das Recht gewahrt fein, die Erlaubnifs zur Errichtung von Gebäuden auf den un-

geregelten Grundftücken zu verfagen, weil der Beginn der Bebauung, wie bei

Fig. 517 u. 523 befprochen wurde, die fpätere Regelung fait ganz vereitelt.

Am zweckmäfsigften ift es, die Umlegung gleichzeitig mit dem Strafsenbau

eintreten zu laffen und nicht die Baufiuchtlinien, fondern die Mittellinien der den

Block umfaffenden Strafsen als die Grenzen des umzulegenden Landes zu betrachten.

Man berechne dann zunächf’c das procentuale Verhältnifs des Strafsenlandes zur Ge-

fammtfläche, z. B. 28 Procent, und Pcelle fef’c, dafs hiernach jedes Grundf’cück 28 Procent

feines Inhaltes für die Strafsenanlage zu verlieren habe, alfa mit 72 Procent inner—

halb der Blocklinien umzulegen fei. Die zufälligen Ungleichheiten der Antheile,

welche die Strafsen von den verfchiedenen Grundftücken in Anfpruch nehmen, und

die Werthfchätzungen für den gegenfeitigen Erfatz kommen dadurch in Fortfall.

Auf diefer Grundlage beruhen die Umlegungen in Fig. 519 bis 522 und Fig. 524

bis 525. Ueberfchiefsende Refte von Grundf’cücken aus anderen Blöcken find ein-

zueignen und zufammenzulegen; Reite alter Wege und Wafferläufe werden aus

Billigkeitsrückfichten als Entgelt für die Lieferung der neuen Strafsen je nach Um-

ftänden entweder unter die Anftöfser oder unter alle Blockgenoffen unentgeltlich

oder gegen geringen Preis zu vertheilen fein. Nähere Vorfchriften über die Ge-

f’caltung der neuen Grundflücke, über Mindef’cgröfse, Mindef’cbreite, Mindefttiefe der-

felben wären in einem zu erlaffenden Ortsf’catut nach der örtlichen Bauart fef’r zu

ftellen. In der einen Stadt mögen 200 qm Inhalt und 10m Breite, in der anderen

60 qm und 5m Breite (fo z. B. in Darmfladt) für die zuläffigen Mindeftmafse gelten.

Es ift fef’c zu halten, dafs im Allgemeinen die Umlegung nur als ein Recht der

betheiligten Bef1tzer aufzufaffen iii, zum Schutze gegen den willkürlichen oder bös-

willigen Widerf‘rand Einzelner. Die Gemeinde hat bei dem Verfahren nur für das

öffentliche Wohl zu forgen und die Rolle des unparteiifchen Sachverfiändigen zu

übernehmen, fobald' eine anfehnliche Mehrheit, welche etwa mindeftens drei Viertel

des Befitzes und wenigf’cens die Hälfte der Befitzer umfaffen müffte, die Umlegung

beantragt.
Aus der Umlegung in Fig. 524 bis 525, welche diefelbe Feldlage betrifft, wie diejenige in Fig. 517

bis 518, ift der Unterfchied des Verfahrens in den Blockgrenzen und den Grenzen der Strafsenmittellinien

erfichtlich. Im letzteren Falle find die Stücke L, N und R grofs genug, um durch geregelte Bauftellen

erfetzt zu werden; dagegen kommen andere, gar nicht in die Blockgrenzen hineinreichende Trennftücke

A, D und Vzur Eineignung. Während die Flächengröfse innerhalb der Strafsenmittellinien 15048qm

beträgt, enthält der reine Block nur noch 10 500 qm; 4548 qm oder 30,2 Procent der Gefammtfläche find

alfo für die Strafsenanlage zu opfern. Es ergiebt fich fonach die folgende Verkleinerung aller betheiligten

Grundftücke:
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A + l? 645 qm . . 450 qm N . 280 qm . 195 qm

C 828 » . . 578 » 0 . 1920 ” . - 1340 »

1) + E . . 660 » . . 461 » P . 740 » . - 516 »

F + y _ . 669 » . . 467 » Q . 1076 » . . 751 »

G 266 » . . 185 » R + V . 346 » . . 242 »

H . . 470 » . . 328 » S . 1016 » . - 709 >>

!( . . 2002 » . . 1396 » T . 1648 » . . 1150 »

L . . 338 » . . 236 » U 1004 >> . . 700 »

M . . 1140 » . . 796 » gg.; _ _W

7018 qm . - 4897 qm + 7018 » . - 4897 »

zufammen 15 048 qm . - 10500 qm. 
Das vorliegende Beifpiel if’c keineswegs unanfechtbar. So würden fich die Befitzer der Grundftücke an

den fchmaleren Strafsen darüber befchweren können, dafs fie denfelben Antheil an Strafsenland verlieren, wie

diejenigen an den breiteren Strafsen, denen der Vortheil der Mehrbreite doch allein zu Gute kommt. Es

wäre defshalb gerechter. den Block durch ein Diagonalenkreuz in vier Dreiecke zu zerlegen und für jedes

Dreieck das Verhältnifs des Strafsenlandes zur Gefammtfläche zu ermitteln. Diefen Verhältniffen entfpre-

chend wären die in den verfchiedenen Dreieckblöcken liegenden Grundftücke und Grundftückstheile bei

der Umlegung zu verkleinern.

Noch andere Einwürfe bezüglich der Lage und Geftalt der durch die Umlegung gebildeten Bau-

f’cellen könnten erhoben werden. Das Verfahren bedarf defshalb um fo mehr der gefetzlich geordneten

Unterlage, und als Nothmittel müffte es dem Grundbefitzer, welcher fich gefchädigt glaubt, frei ftehen7

der Umlegung die Enteignung vorzuziehen, in fo fern die Oberbehörde das Vorhandenfein einer Schädigung

anerkennt.

Die alte Wegefläche C ift fowohl in Fig. 518. als in Fig. 525 in Baugrund umgelegt. Verzichtet

hierauf die Gemeinde aus Billigkeitsrückfichten zu Gunften derjenigen, welche die Erfatzfizrafse fchaffen,

fo tritt wiederum eine Verfchiebung und Vergröfserung der den Betheiligten zu überweifenden Bau—

Stellen ein. (Vergl. auch im Anhang den Artikel 17 des heffifchen Gefetzes über die allgemeine Bau-

ordnung.)

Die Umlegung in Fig. 518 fetzt voraus, dafs die Gemeinde vorher behufs Anlage der Strafsen das

Strafsenland erwirbt, während nach Fig. 525 die Befitzer felbf’c das Strafsenland frei legen. Im erfieren

Falle haben die Bauluf‘cigen — bei der zumeift üblichen Art der Aufbringung der Strafsenkof’ten — neben

dem Strafsenbau auch den Grunderwerb zu bezahlen; im letzteren Falle bleiben nur die Strafsenbaukoften

zu vertheilen. Diefe Frage der Koftenaufbringung werden wir im folgenden Kapitel behandeln.

5. K a p i tel.

Die Aufbringung der Stadterweiterungskoften.

Die Kofien, um deren Aufbringung es fich bei der Ausführung einer Stadt-

erweiterung handelt, laffen lich in zwei Gruppen zerlegen: die eine Gruppe umfafft

alle jene Ausgaben, welche geleif’tet werden müffen, um das Gelände überhaupt

dem Pcädtifchen Anbau zugänglich zu machen, z.B. Ausgaben für Flufsverlegungm,

Brücken, Eindeichungen, Hauptentwäfferungs-Canäle, Verlegung von Fefiungswerken,

Aufhebung von Rayon-Befchränkungen, während die zweite Gruppe fich aus den

Aufwendungen für diejenigen Arbeiten zufammenfetzt, welche zur Ausführung der

Strafsenanlagen nebft deren Zubehör im Einzelnen erforderlich find.

Die Kofien der erf’cen Gruppe werden in der Regel ganz oder vorwiegend

von der Gemeinde beitritten, die'Kof’cen der zweiten Art ganz oder vorwiegend

den Grundbefitzern zur Laf’c gelegt.

425.
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Zwar wird durch Flufsverlegungen, Herftellung neuer Brücken, Aufhebung,
bezw. Ablöfung von Rayon-Befchränkungen Einzelnen ein grofser Vortheil auf Kofien
der Gefammtheit zugewiefen, und es wäre wohl der Billigkeit entfprechend, wenn
ein angemeffener Theil diefer Koften von den Bevortheilten wieder eingezogen
werden könnte. Leider fehlt es hierfür fait überall an der geeigneten gefetzlichen
Handhabe. Wohl kann die Gemeinde eine derartige Ausführung von freiwilligen
Beiträgen der Intereffirten abhängig machen, ein Verfahren, welches der Staat beim
Bau von Schifffahrts-Canälen und neuen Bahnlinien anzuwenden pflegt und welches
auch den Städten für Strafsen- und Sielbauten u. dergl, oft anfehnliche Beiträge
verfchafft hat. Aber bei grofsen, koftfpieligen Stadterweiterungsbauten if’c mit ge-
legentlichen freiwilligen Gaben erfahrungsmäfsig nichts anzufangen. Jahre lang
haben in Köln einzelne Grundbefitzer mit den übrigen und mit der Stadtverwaltung
über freiwillige Abgaben verhandelt, um das Zuftandekommen des Stadterweiterungs-
unternehmens herbeizufiihren. Es ift dabei nichts herausgekommen; die Gemeinde
hat fchliefslich nothgedrungen die Geldforderungen der Feitungsbehörde für die
Verlegung der Stadtumwallung allein befriedigen und das ganze Rifico des Unter-
nehmens allein tragen müffen — den Befitzern von 380 ha bisherigen Rayon-Landes
fiel die Verdoppelung bis Verzehnfachung ihrer Werthe als Gefchenk in den Schofs!
Eine gefetzliche Befiimmung, dafs die Grundbefitzer bei Aufhebung von Rayon-
Bdehränkungen wenigf’cens denjenigen Geldbetrag zurückzuzahlen hätten, den fie
bei Auferlegung der Befchränkung als Schadenerfatz empfingen, wäre doch das
Geringi‘ce, was man verlangen müffte. Zwar befteht am Rhein noch ein franzöfifches
Gefetz aus dem jahre 1807, welches vorfchreibt, dafs bei namhafter Werthfteigerung
von Privatbefitzungen durch öffentliche Unternehmungen den Befitzern die Zahlung
eines Beitrages auferlegt werden kann, welcher bis zur Hälfte des erlangten Vor-
theiles geht. Es fcheint indefs, als ob diefes halb vergeffene Gefetz für neuere
Unternehmungen ganz aufser Gebrauch fi:eht‚ und die Anwendbarkeit auf den ein-
zelnen Fall mag auch nach Lage der Sache fchwer zu erzielen fein. Somit bleibt
die Summe unferer eriten Koftengruppe in der Regel von der Gemeinde zu be-
ftreiten, es fei denn, dafs der Staat oder eine Unternehmergefellfchaft oder ein
Privater die Koflen aus eigener Anregung zum Theile oder ganz aufwendet, wie
dies beifpielsweife für die Donau-Regulirung bei Wien, für die Spree-Regulirung in
Berlin und für die zu den Pralz' di Cq/Zello führende Tiber-Brücke in Rom zutrifft.
Der einzige dem Verfaffer bekannt gewordene Fall, wo eine an die Feftungs-
behörde für Verlegung von Feitungswerken zu zahlende Geldfumme auf die Bevor-
theilten in Form einer zonenweife abgeftuften Steuer durch ein Sondergefetz theil-

‚ weife umgelegt worden ift, findet fich bei der Stadterweiterung von Mainz.
427.
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Bezüglich der zweiten Koflengruppe beftehen in den meiften Staaten gefetz-
liche Fef’tfetzungen über die Heranziehung der Grundbefitzer. Im Allgemeinen
werden die Koflen der gewöhnlichen Strafsen mit allem Zubehör von den Anliegern
befiritten; die Zahlungspflicht der Gemeinde beginnt erPr bei Ueberfchreitung einer
gewiffen Strafsenbreite und bezieht fich ferner auf die öffentlichen Plätze, Garten-
anlagen, Verfchönerungen und auf die Zinfen, welche bis zu der Seitens des ver—
pflichteten Anliegers wirklich erfolgenden Zahlungsleiftung verfallen. Die fechfie
Stadterweiterungs—Thefe des >>Verbandes deutfcher Architekten- und Ingenieur-
Vereine<< fragt hierüber das Folgende: »Der Stadtgemeinde kommt die Befugnifs
zu, {ich für die von ihr aufgewendeten Kofien neuer Strafsen mit Zubehör Deckung
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von Seiten der anftofsenden Grundeigenthümer zu verfchaffen. Unter den betreffenden

finanziellen Formen empfehlen fich, namentlich wenn das Verfahren der Regulirung

vorausgegangen it’s, befonders Normalbeiträge für das Meter der Frontlänge jedes

Grundflückes.« Der @. 15 des preufsifchen Fluchtlinien-Gefetzes lautet: i>>Durch Orts-

ftatut kann fett gefetzt werden, dafs bei der Anlegung einer neuen oder bei der

Verlängerung einer fchon beitehenclen Strafse, fo wie beim Anbau an fchon vorhan-

denen, bisher unbebauten Strafsen und Strafsentheilen von dem Unternehmer der neuen

Anlage oder von den angrenzenden Eigenthümern — von letzteren, fobald fie Ge-

bäude an der neuen Strafse errichten - die Freilegung (Grunderwerbung), erfte Einrich-

tung, Entwäfferung und Beleuchtungsvorrichtung der Strafse in der dem Bedürfniffe

entfprechenden Weile befchafft, fo wie deren zeitweife, höchftens jedoch fünfjährige

Unterhaltung, bezw. ein verhältnifsmäfsiger Beitrag oder der Erfatz der zu allen

diefen Mafsnahmen erforderlichen Koflen geleiftet werde. Zu diefen Verpflichtungen

können die angrenzenden Eigenthümer nicht für mehr als die Hälfte der Straßen-

breite, und wenn die Strafse breiter i{t als 26m, nicht für mehr als 13!“ der

Strafsenbreite herangezogen werden. Bei Berechnung der Kofien find die Koflen

der gefammten Strafsenanlage und bezw. deren Unterhaltung zufammen zu rechnen

und den Eigenthümern nach Verhältnifs der Länge ihrer die Strafse berührenden

Grenze zur Laft zu legen_<< In Baden, Württemberg, Bayern, Sachfen, Heffen und

Hamburg beftehen ähnliche Gefetzesbeftimmungen.

Während auf Grund des preufsifchen Gefetzes und der danach in den meiiten

Städten erlaffenen Ortsitatute alle Strafsenfronten gleichmäfsig zu betheiligen, Eck-

häufer alfo an beiden Strafsen theilzunehmen verpflichtet find, zieht das auf Grund

des badifchen Gefetzes erlaffene Ortsftatut für Karlsruhe die Eckhäufer nur mit

einer, und zwar mit der längeren Front heran und fchliefst die Vertheilung von

Unterhaltungskoften aus, betheiligt auch ältere Gebäude, nicht blofs neu entfiehende

Gebäude, wie in Preufsen. Das bayerifche Gefetz entbindet die Anlieger von den

Kofien der Pflafterung, Canalifation und Gasleitung. In Gotha gefchieht die Ver-

theilung nicht nach den Frontlängen, fondern nach dem Flächeninhalte, und zwar

derart, dafs die der Tiefe nach in zehn Zonen eingetheilten Grundflücke für die der

Strafse zunächf’t liegenden Zonen gemäfs einer fett gefetzten Zahlenreihe mehr zahlen,

als für die entfernteren. In Darmftadt haben die Anlieger nur denjenigen Theil

der Grunderwerbsl<often zu tragen, welcher den Preis von 70 Pfennigen für 1 qm

überiteigt.

Die größte Strafsenbreite, für welche die Anlieger je zur Hälfte heranzuziehen

find, beträgt in Preufsen nach obiger Beftimmung 26 m, in Dresden 24 m, in Leipzig

23m, in Wien 22,8 m, in Hamburg 17m, in Heffen 16m.

Wie die preufsifchen Städte die fonftigen bei der Koflenaufbringung hervor-

tretenden Fragen geordnet haben, dies zeigen als Beifpiele die im Anhang mit-

getheilten Ortsftatute für Berlin und Köln. Das Gefetz und die Ortsf’tatute unter-

fcheiden die Anlage neuer Strafsenf’trecken einerfeits und den Anbau an [chen vor-

handenen, bisher unbebauten Strafsenftrecken andererfeits.

Ueber das Wefen einer »fchon vorhandenen, bisher unbebauten Strafse«

herrfchen vielfache Meinungsverfchiedenheiten. Die Gemeinden fuchen diefem Be-

griffe behufs Erzielung der Kofiendecl<ung die weiteite, die Anlieger aus dem ent-

gegengefetzten Grunde die engfte Auslegung zu geben. Wird die Strafsenftrecke

nicht als eine im Sinne des Gefetzes »fchon vorhandene, bisher unbebaute<< aner-

428.
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kannt, fo ift der Anlieger nicht blofs von Koflenbeiträgen entbunden, fondern hat
im Gegentheil von der Gemeinde Entfchädigung für Landabtretung u. f. W. zu be-
anfpruchen. Sicher hat der Gefetzgeber nicht die Beitragspflicht an alten, längf’c für
den Anbau, wenn auch nur fireckenweife, benutzten Stadtftrafsen fef’c fetzen wollen;
aber es dürfte auch zu Weit gehen, wenn man geltend machen wollte, der Gefetz-
geber habe nur »neu entworfene, aber noch unfertige« Strafsen im Auge gehabt.
Ein Feldweg, ein bekiester Gemeindeweg oder auch eine Landf’crafse, die nach dem
fefl gefiellten Stadthauplane dazu befiimmt find, breite Stadtftraßen mit verbefferter
Richtung und verbefferten Höhenverhältniffen zu werden, find gewiß als folche
Straßen zu betrachten, auf welche die Beitragspflicht des @. 15 des preußifchen
Gefetzes Anwendung findet. Für die Beurtheilung der Sachlage und der Kofien-
frage iPc es gleichgiltig, ob die neue Stadtftraße mitten durch das Feld gezogen
wird oder ob in diefelbe ftreckenweife ein alter, unangebauter Weg fällt.

429. Zur Ermittelung der Anliegerbeiträge werden die Kofien einer ganzen StreckeNormalbeiträge. .. . .. . . . . .\ zufammengezahlt und gle1chmaf51g verthe11t; zugehörige Theile von Straßen-
kreuzungen und Straßenabzweigungen werden mit eingerechnet. So bilden fich für
Erdarbeiten, Pflaf’rerung und Bürgerf’ceige bei annähernd gleichartigem Gelände fait
von felbf’c Normalbeiträge nach dem laufenden Meter Frontlänge und nach der Straßen-
breite. Bei der Kölner Stadterweiterung geht man bezüglich der Canalifation und der
Beleuchtungs-Anlage einen Schritt weiter, indem es für den Anliegerbeitrag gleich—
giltig fein foll, ob in der Straße ein Hauptcanal von großem oder ein Ca'nalrohr
von geringem Querfchnitt, ein Hauptgasrohr von 60 cm oder ein Nebenrohr von
10 cm Weite liegt. Das Canalnetz, wie das Gasrohrnetz oder das elektrifche
Kabelnetz haben für jeden Anlieger den gleichen Werth, mögen die Hauptleitunge'n
in diefer oder jener Straße liegen.

Auf Grund diefer Erwägungen iit in Köln der Koftenbeitrag zum Canalbau allgemein (mit Ein—
fchlufs der Kofien für die fiädtifcherfeits herzullellenden Hausanfchlüffe) auf 40 Mark, derjenige zum Bau
des Gasrohrnetzes auf 12 Mark für jedes laufende Meter Grundftücksfront fefl: gefetzt worden, fo dafs
es nunmehr möglich Hi, bei mittlerer Ausführungsgüte fiir den ganzen Straßenbau (ohne Grunderwerb)
Normalbeiträge zu fordern, welche nach der Straßenbreite von 180 bis zu 100 Mark für das Front—
Meter abgeftuft find.

Am einfachflen gefialtet fich die Beitragsfrage, wenn die Gemeinde felbf’c die
Eigenthürnerin des Baulandes ill, welches fie durch neue Straßen aufgefchloffen hat.
Hier ift es eine bloße Zweckmäßigkeitsfrage der Verkaufs-Politik, ob man durch
die Verkaufsbedingungen hohe, niedrige oder gar keine Beiträge ausbedingt; durch
geringere oder höhere Kaufgebote wird fich diefer Unterfchied mehr oder weniger
ausgleichen. In der Kölner Stadterweiterung fit für flädtifche Grundf’cücke in diefem
Sinne die Beitragspflicht auf ungefähr ein Drittel des normalen Satzes ermäßigt,
was auf den Durchfchnittsmenfchen eine gewiffe Anziehungskraft ausübt.

6. Kapitel.

Die Strafsendurchbrüche und die Verbefferung alter Straßen.
43°. Nimmt eine Feftungsftadt eine plötzliche Erweiterung vor oder findet bei

Sl;gi;t:2äefäzgeiner offenen Stadt zeitweife eine Prarke Entwickelung nach außen flatt, fo hat diefe
aufdie Altfladt.Ausdehnung auch den entfchiedenf’ten Einfluß auf die Verkehrs-, Gefchäfts- und
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Werthverhältniffe der inneren Stadt Zuweilen treten zwar Verfchiebungen un-

günltiger Art ein, wie fchon in Art. 57 (S. 33) erörtert wurde. In der Regel

aber werden Verkehr und Gefchäft befruchtet, die Werthe gefieigert. Die Bau-

thätigkeit am äufseren Rande der Stadt wirkt anregend auf die Bauluf’c im Inneren;

die Kapitalien, welche draufsen erworben wurden, werden auch in der Altf’tadt

werbend und verbeffernd angelegt. Bei den Stadterweiterungen von Magdeburg,

Köln und Antwerpen ift diefer Vorgang befonders klar in die Erfcheinung getreten.

Die Altf’cadt verjüngt fich; der gewachfene Verkehr, die gehobenen Anfprüche fühlen

[ich überall beengt und befchränkt. Defshalb bedarf jeder Stadterweiterungsplan

nach aufsen der umfichtigen Ergänzung nach innen. Neue Radien‚ neue Diagonalen

find durchzulegen (z. B. Antwerpen, Magdeburg); vorhandene, bisher aber getrennte

Strafsenzüge find mit einander zu verbinden; alte enge Strafsen und Gaffen find

aus Verkehrs- und Gefundheitsrückfichten zu verbreitern; die Höhenlage einzelner

Strafsen oder ganzer Stadttheile ift zu verbeffern; gefundheitswidrige oder verkehrs-

widrige Stadttheile find unter Umf’cänden ganz niederzulegen und durch neue zu

erfetzen. '

Schon in Kap. 3 diefes Abfchnittes wurden die Gründe befprochen, welche

den Strafsendurchbrüchen und Stadtverbefferungen gröfseren Mafsitabes in Deutfch-

land entgegenflehen. Das Enteignungsgefetz, welches folche Mafsregeln begünitigen

43L
Schwierigkeit

der Straßen—

durchbriiche

und

follte, erfchwert oder verhindert fie_ Die Uebertragung der Durchbruchkoiten auf_Verbeffer,mge„_

die neuen Grundf’tücksfronten ‚iPc wegen der unerfchwinglichen Höhe im Allgemeinen

undurchführbar und würde im Falle der Durchführbarkeit nicht zum Ziele führen,

weil die Umlegung der Grenzen (fiehe Kap. 4) fehlt. Die wenigen Strafsendurch-

brüche von Bedeutung, welche in Deutfchland ausgeführt wurden (z. B. in Frank-

furt a. M., Hannover, Magdeburg, Berlin), find meif’c das \7Verk von Baugefell- ‚

fchaften, welche die Grundftücke rnit kaufmännifcher Klugheit zufammenkauften und

ihren Plan gewöhnlich mit Unterftützungen aus öffentlichen Mitteln durchführten.

Bis zur gefetzlichen Regelung diefer Materie dürften fich Grundfätze über die Art

der Ausführung von Strafsendurchbrüchen und Stadtverbefferungen der in Rede

ftehenden Art kaum aufitellen laffen. Die Thätigkeit der deutfchen Stadtgemeinden

wird fich im Allgemeinen auf den Durchbruch kurzer Strafsenverbindungen für Ver-

kehrs- und Canalifationszwecke fo wie auf Nivellernents-Verbefferungen befchränken.

Ein Beifpiel Londoner Strafsendurchbrüche und Höhenänderungen, die Hal&orn- Valley—fligüram'ments,

zeigt die neben fiehende Tafel. Die Grundfiücke, welche die Stadt London auf Grund einer Parlaments-

Acte behufs Anlage der neuen Strafsen Holöarn-Viaduct, [lalßurn-Cz'rcur, Snow-Hill , Charlerhoufe-Street,

Shae-Lcme, St. Andrew-Street und St. Bridg-Strael, fo wie zur Ueberbrückung von Farrz'ngzlon-Sfreet ent-

eignete, find durch Schraffirung gekennzeichnet.

Auch das in Fig. 490 (S. 244) dargeftellte neue Quartier Std.-Marie aux [Veiges in Brüffel ent—

fland auf ähnliche Art.

So felten folche Unternehmungen in deutfchen Städten find, fo gewöhnlich ift

die allmählige Verbreiterung alter Strafsen auf Grund fett gefetzter Baufluchtlinien.

Der Zweck diefer Fluchtlinien if’t keineswegs die Geradelegung der Strafsen, wie man

aus mangelhaften Entwürfen, welche jeden concaven oder convexen Bogen in der

Strafsenlinie ängftlich abzufchneiden fuchen, mitunter fchliefsen könnte. Weder der

Verkehr, noch die Schönheit verlangen durchaus eine geradlinige Richtung oder

Begrenzung der Strafse. Krümmungedund Vorfprünge find im Gegentheile oft

geeignet, das Bild der Strafse zu verfchönern (vergl. Abfchn. 2, Kap. 4, unter c);

der Verkehr fordert nur hinreichende Breite und Vermeidung, bezw. Befeitigung folcher

432.
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Vorfprünge, Winkel und Wendungen, welche die Ueberfichtlichkeit der Strafsenfläche,

befonders der Fahrbahn, erfchweren. Es ift daher in der Regel ein Fehler, den concaven

Bogen einer Strafsenlinie durch eine die Strafse verfchmälernde, gerade Fluchtlinie

erfetzen zu wollen, und die Aufopferung bisherigen Strafsenlandes zur Bebauung ift

nur ausnahmsweife gerechtfertigt. Der Fluchtlinien-Feftfetzung in Fig. 526 ift die-

jenige in Fig. 527 jedenfalls vorzuziehen, vorausgefetzt, dafs die die Strafse be-

grenzenden Häufer nicht etwa gleichzeitig abgebrochen werden fallen, fondern dafs

es fich, wie gewöhnlich, darum handelt, Linien zu beitimmen, nach welchen die

Baumeif’cer lich richten follen, fobald die alten Häufer, heute diefes, fpäter jenes,

je nach dem Willen der Bef1tzer, durch Neubauten erfetzt werden follen. Aus dem

Umf’rande, dafs die Reihenfolge der Neubauten unbekannt ift, geht hervor, dafs die

neue Baulinie cz & in Fig. 526 doppelt unrichtig ift, wenn der Abftand ;; von der

alten gegenüber liegenden Bauflucht für den Strafsenverkehr nicht ausreichend breit

if’t. Soll die alte krumme Strafsenftrecke dagegen mit einem einzigen Schlage be-

feitigt werden oder findet wenigftens „der Abbruch und Neubau der convexen

Häuferreihe fofort ftatt (Fig. 528), fo liegt kein Grund vor, von einer Geradelegung

der Strafse Abftand zu nehmen, es fei denn, dafs die Anfchlüffe an beiden Enden

oder an einem Ende eine Biegung als zweckmäfsig erfcheinen laffen. Im Uebrigen

find Verkehrszweckmäfsigkeit und Schönheitsgefühl in den einzelnen Fällen ent-

fcheidend.

Oft auch verlangt die geringe Tiefe der Grundftücke an der einen Strafsen-

feite dringend, dafs die Strafsenverbreiterung auf der gegenüber liegenden Seite „er-

zielt werde.

Manche Gemeinden legen fich zur Verbreiterung alter Strafsen und Gaffen be-

trächtliche Opfer auf. So zahlt die Stadt Köln jährlich mehr als 150000 Mark an

Grundentfchädigungen für das Zurücktreten der Neubauten in die Fluchtlinie. Auch

hier führt das preufsifche Enteignungsgefetz, wie die meiften anderen, nach Anf1cht

des Verfaffers eine Unbilligkeit durch die Bef’cimmung herbei, dafs eine augen-

fällige Werthf’ceigerung des verbleibenden Baugrundftückes bei Bemeffung des

Schadenserfatzes für den zur Strafsenverbreiterung abzutretenden Theil aufser An-

fatz bleibt.

Wenn eine durchfchnittlich 6m breite Strafse beifpielsweife auf durchfchnittlich

12m erweitert wird, fo find die, wenn auch um etwas verkleinerten Grundftücke an

der neuen Strafsenlinie in der Regel erheblich mehr werth, wie die urfprünglichen

Grundftücke an der engen Gaffe. Denn die Strafse gewinnt an Anfehen und Ver-

kehr, und die Ausnutzungsfähigkeit der Grundftücke fteigt wefentlich durch die zu-

läffige gröfsere Gebäudehöhe; dem Eigenthümer erwächst defshalb ein Nachtheil für

gewöhnlich überhaupt nicht. Nichts defto weniger hat die Gemeinde den vollen

Werth des abzutretenden Grundftückftreifens zu entfchädigen und oft noch eine

Reihe von Nebenkof’cen zu beitreiten; dabei wird irriger Weife meif’tens fogar der-

jenige Werth gefchätzt, welcher im Grundftückshandel vorgreifend im Hinblick auf

die in Ausführung begriffene Strafsenverbreiterung fich gebildet hat. Der Schadens-

erfatz follte billiger Weife höchftens nach Mafsgabe desjenigen Werthes bemeffen

‘ werden, den die Grundf’tücke vor der Verbreiterung hatten, und mit Rückficht darauf,

dafs die den Werth beitimmende Lage an der Strafsenfront erhalten bleibt, dafs

alfo das Grundftück nur an Tiefe —— vielleicht an überfiüffiger Tiefe __ verliert.

So fallen die Koflen der Strafsenverbreiterungen in den meiften deutfchen
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Städten der Gemeinde, (1. h. der Gemeinfchaft aller Steuerzahler, zur Laf’c, während
die Anlieger den Vortheil der Werthfteigerung ihrer Grundftücke unentgeltlich ge-
nießen. In Hamburg, Stuttgart und Bafel dagegen findet eine Anrechnung der
Werthi’ceigerung auf den Schadenserfatz für abgetretene Theile fiatt; ja in Hamburg
wird _fogar ein Theil der entfiehenden Werthfteigerung bei einfeitiger Straßen-
verbreiterung den Befitzern der gegenüber liegenden Grundftücke zu zahlen auf-
erlegt, und zwar haben diefe gegenüber liegenden Eigenthümer der Stadt-Caffe ein
Drittel der Verbreiterungskof’cen, jedoch höchftens den Werth eines Quadr.-Meters
Boden für jedes Meter Front, zu erfetzen (5. 106 des Baupolizei-Gefetzes vom
23. Juni 1882).

IR für die Verbreiterung einer alten, bebauten Straße eine Fluchtlinie förm-
lich feit gefetzt, fo können nach preußifchem Gefetze Neubauten, Um- und Aus-
bauten über die Fluchtlinie hinaus ohne Anfpruch auf Schadenserfatz unterfagt
werden, und zwar nicht bloß folche Bauvornahrnen, welche eine Veritärkung oder
eine Vergrößerung der Dauerhaftigkeit des Gebäudes herbeiführen würden. Unter-
haltungs- und Ausbefferungsarbeiten find dagegen Pcatthaft; zu den letzteren ge-
hören auch diejenigen zur Erhaltung eines Gebäudes nöthigen Erneuerungen, welche
durch den Abbruch eines Nachbargebäudes veranlafft find. Die Neubauten, welche
übrigens in Städten weit mehr durch die Abficht, eine beffere Ausnutzung des
Baugrundes zu erzielen, als durch Baulofigkeit herbeigeführt werden, treten eine
nach der anderen in die Fluchtlinie, und nun entfieht während der oft fehr langen
Uebergangszeit jene häßliche Zahnlückenform der Straßenbegrenzung, die wir in
alten Städten fo oft zu [chen Gelegenheit haben. Zur Verbefferung der Anficht
und zur Befeitigung von Schmutzwinkeln gefiattet man wohl, die Lücke bis zur
alten Häuferlinie durch einen Erdgefchoß-Vorbau oder fchräge Schaufenf’cer und
ähnliche Einrichtungen zu fchließen, welche beim Neubau der Nachbarhäufer wieder
fortzunehmen find. Namentlich in franzöfifchen Städten find diefe >>Lückenbüfser«
fehr üblich. Wir find leider genöthigt, folche vorübergehenden Nothbehelfe und
Unfchönheiten, felbf’c wenn fie Jahrzehnte dauern follten, mit in den Kauf zu nehmen;
denn die Verbreiterung der engen Straßen iPc eine Nothwendigkeit. Wir müffen
uns aber in der Regel mit der allmähligen Erreichung des Zieles begnügen, weil
die fofortige Verbreiterung unerfchwingliche Summen erheifchen würde.

7. Kapitel.

Die Benutzung der Straßen durch die Anftöfser

für Privatzwecke.

Theils Zweckmäßigkeitsgründe, theils die wirthl'chaftliche Nothwendigkeit
bringen es mit fich, dafs zwifchen der öffentlichen Straße und den Privatgrund-
Rücken nicht eine fo fcharfe Grenze des Eigenthumes und der Benutzung gezogen
werden kann, wie zwifchen zwei Privatgrundftüeken.

Die Grenze des öffentlichen Gemeindeeigenthums wird zwar bei Völlig geord.
neten Straßenverhältniffen durch die Straßenfluchtlinie klar beitimmt. Aber eines-
theils find die Verhältniffe vieler Straßen durchaus nicht geregelt, und anderentheils   
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ift felbft bei voller Ordnung die Strafsenfluchtlinie als Grenze durchaus nicht augen-

fcheinlich leicht erkennbar.

Es giebt ältere Strafsen, deren Bürgerfteige als Eigenthumszubehör der an-

liegenden Grundf’cücke betrachtet werden oder in deren Fläche Freitreppen, Auf-

fahrtsrampen, Kellerfchrote und ähnliche Privatanlagen vortreten, welche entweder

Eigenthum des Hausbefitzers oder doch fervitutmäfsig berechtigt find. Und auch

an neueren Strafsen, welche bisher von den —— befonders in England üblichen _—

Lichtgräben der Kellergefchoffe oder den Vorgärten der Erdgefchoffe eingefafft

waren, treten oft, wenn aus gewerblichen Gründen allmählig die Lichtgräben ver-

füllt und die Vorgärten befeitigt werden, Grenzunklarheiten ein. Dafs folchen Un-

klarheiten bei der Ausführung neuer Stadttheile nach Kräften vorzubeugen ift, ver-

Pteht fich von felbft. Am wirkfamf’cen iPt diesygemeiniglich zu erreichen durch die

Forderung einer unvergänglichen, bleibenden Einfriedigung aller Privatgrundf’cücke

in der Strafsenflucht auch in denjenigen Fällen, wo die Vorderwand der Gebäude

nicht bis an die Strafsenflucht herantritt. In älteren Stadttheilen if’c eben fo das

Befireben der Gemeinde darauf zu richten, durch freiwilliges Uebereinkommen oder

Enteignung jene in die Straßen Ptörend vertretenden Bautheile nach Möglichkeit zu

befeitigen, diefelben aber bei Errichtung von Neubauten nicht mehr zuzulaffen.

Aber auch wenn eine klare Eigenthums- und Strafsengrenze vorhanden if’r,

pflegt man eine Benutzung des öffentlichen Grundes oder der öffentlichen Luftfäule

durch gewiffe vorfpringende Gebäudetheile nicht völlig auszufchliefsen. Allgemein

wird gef’tattet, dafs die Abfaltze der Fundament-Mauern eines Neubaues in den

Strafsengrund vorfpringen, während eben fo allgemein die aufgehende Vorderwand in

die Lichtbreite der Strafse nicht vortreten darf. Die Ebene der aufgehenden Ge-

bäudemauern bildet demnach in der Regel die Grenze des Strafseneigenthumes. Vor

cliefer Ebene jeden Einfprung in das Strafsenlicht zu unterfagen, würde offenbar zu

weit führen. Gefrmfe, überf’tehende Dächer, auch Sockelvorfprünge werden defshalb

faf’t überall mit gewiffen Einfchränkungen als zuläffig betrachtet. Ein befonderes

Intereffe für folche Einfchränkungen waltet zur Vermeidung von Verkehrsbehinde-

rungen bezüglich des unteren, 2 bis Sm über die Strafse {ich erhebenden Gebäude-

theiles vor. Baumezßer will in feiner »Normalen Bauordnung« hier überhaupt

keine Vorfprünge gef’tatten, fondern verlangt, dafs die Gebäudewand um das Mafs

der vorfpringenden Theile hinter der Baufluchtlinie zurückbleibe. Vielleicht if’c diefe

Forderung zu ftrenge und die Vorfchrift der Kölner Bauordnung empfehlenswerth,

welche in der Höhenzone bis zu 2,5m Vorfprünge von nicht mehr als 1 Procent

der Strafsenbreite, jedoch von höchf’tens 25 cm zuläfft. Die Berliner Bauordnung

erlaubt überall Sockelvorfprünge von 13 cm und in breiten Strafsen auch vortretende

Treppenf’tufen von 20 cm Breite. Jedenfalls follten erheblich ausladende Bautheile,

wie Fenf’cerbänke7 Fenl‘rerläden, Ladenfchilder, fefte und bewegliche Schirmdächer,

in der genannten Höhenzone von ungefähr 2,5 m allgemein unzuläffig “fein.

Ueber diefer Höhenzone, fo wie unter der Bürgerf’teigebene kann den vor-

tretenden Gebäudetheilen eine gröfsere Freiheit gewährt werden. In der Höhe

handelt es fich um Schirmdächer, Ladenfchilder, Hauslaternen, Gefchäftszeichen

(wie Zunftwappen, Stiefel, Handfchuhe, Uhren, Mafskrüge), Fenfter und Fenf’terläden,

Balcons, Erker, Stockwerke-Ueberkragungen, Dachüberfiände u. f. w.; in der Tiefe

kommen Kellerhälfe, Kellerlichter, Kellereingänge und Bürgerf‘teig—Unterkellerungen

in Frage.

436.
Vorfpringende

Gebäudetheile.



304

In letzterer Beziehung herrfchen in den verfchiedenen Städten Gepflogenheiten
von dreierlei Art. Die einen verbieten jede bauliche Anlage in oder unter der Bürgerf’teig-
fläche, was bei engen, vorn Verkehre erfüllten Strafsen berechtigt ill. Die anderen ver—
bieten zwar Kellereingänge mit beweglichen Thüren in der Strafsenfläche ebenfalls
unbedingt, laffen aber zur Beleuchtung des Keller-, bezw. Sockelgefchoffes oder zum
Einbringen der Heizkohlen etc. Kellerhälfe, bezw. Bodeneinfchnitte unter der Be-
dingung zu, dafs fie nicht mehr als ein beftimmtes Mafs (20 bis 30 cm) vor die
Baufluchtlinie vortreten und in der Bürgerfteigebene durch fiarke Glasplatten, Stein-
platten, geriffelte Gufseifenplatten oder Eifengitter ficher überdeckt oder in anderer
Weife ficher umfriedigt werden, ein Gebrauch, welcher bei breiten Strafsen als eine
den Hausbefitzern willkommene Erleichterung unbedenklich fein mag. Die dritte
Claffe von Städten, befonders in Belgien und England, geht fo weit, dafs fie gegen
beitimmte Abgaben die Unterkellerung der Bürgerl’ceige mit Anlage ficherer Decken-
lichter (Rohglasplatten) für unbedenklich findet. In Amerika erftreckt fich diefe
private Ausnutzung der Bürgerf’ceige zugleich auf erhebliche Theile der Oberfläche,
welche von Vortreppen, Vordächern, Wirthfchafts— und Verkaufsgegenftänden ein-
genommen, alfo dem öffentlichen Verkehre entzogen werden. Für europäifche Ver-
hältniffe ift eine folche Freiheit in der Benutzung öffentlichen Eigenthumes unan—
gebracht; nur auf befonders breiten Bürgerfteigen pflegt in manchen Städten das
Befetzen beftimmter Flächen mit Stühlen und Tifchen an Bier- oder Kaffeehäufern
gegen Miethe zugelaffen zu werden.

Was die vorfpringenden Gebäudetheile in der Höhe betrifft, fo werden Schirm-
dächer, Ladenfchilder, Hausleuchten und Gefchäftszeichen ziemlich allgemein unent-
geltlich oder gegen geringe Abgabe geftattet, fobald fie über der Lichthöhe von
2,5 bis 3,0m fich befinden; durch Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufes werden
Ausfchreitungen leicht verhindert. Nach aufsen auffchlagende Fenfterläden dürfen
meif’tens als veraltet bezeichnet werden, nach aufsen auffchlagende Fenf’cer werden
bald zugelaffen, bald unterfagt; das Letztere ift zur igröfseren Sicherheit der auf der
Strafse verkehrenden Perfonen vorzuziehen, Für Balcons und Erker gelten mancherlei
Beftimmungen. Die Berliner Bauordnung geftattet folche Anlagen nur in Strafsen
von mehr als 15m Breite und in einer gröfsten Ausladung von 1,30 m. In Rom
läfft man fogar Balcons bis zu 80 cm Vorfprung in Strafsen von weniger als 7m
Breite zu; in breiteren Strafsen wächst der erlaubte Vorfprung. Bei weniger als
12m Strafsenbreite geltattet man in Brüffel 70 cm, bei breiteren Strafsen 90 cm
Balcon—Vorfprung; dabei foll die freie Höhe über dem Bürgerfteig wenigftens 3,50 m
betragen. Das Kölner Ortsf’catut über Erker und Balcons hat eine abgeftufte Reihe
der zuläffigen Ausladungen bei verfchiedenen Strafsenbreiten fett gefetzt, und zwar
von 30 cm bei 7m bis zu 120 cm bei 20m Breite; in Strafsen von weniger als 7m
Breite find Erkervorfprünge überhaupt unzuläffig; das Ausladungs-Maximum ift
1,20 m. Auch müffen, wie in Berlin, die Balcons und Erker um wenigftens das
Anderthalbfache ihrer Ausladung von der Nachbargrenze entfernt fein. (Vergl. das
Kölner Ortsftatut für Erker und Balcons im Anhang.) Durch die Befiimmung‚
dafs die vortretenden Bautheile nur einen gewiffen Bruchtheil (in Berlin 1/3, in
Köln 2/5) der Gebäudebreite einnehmen dürfen, wird das Entftehen ganzer Stock-
werksüberbauten, die ehemals fo beliebt und gebräuchlich waren, verhindert. Auch
für die Dachgefimfe oder Dachüberftände finden fich in einzelnen Städten befchrän-
kende Beftimmungen.   
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Durch die oben erwähnte, ziemlich allgemein geltende Vorfehrrift, dafs die

aufgehende Vorderwand der Gebäude die Ebene der Strafsenflucht bilden mufs,

jedenfalls nicht über diefe hinaus vortreten darf, wird eine kräftige Maiffengliederung

der Gebäudefronten erfchwert. Zwar if’c die Bildung von Rifaliten miöglich, wenn

der Bauherr um das Mafs derfelben den Haupttheil der Fagade himter die Bau-

flucht zurückzieht. Da aber das Streben nach möglichf’cer Ausnutzung des Bodens

leider von diefem Opfer zurückhält, fo entfiehen jene langweilig gla1tten Strafsen—

wände, durch die fo viele moderne Strafsen fich von Stadttheilen ällterer Art un-

vortheilhaft unterfcheiden. Die Gemeinde kann diefer langweiligen Glätte dadurch

entgegenwirken, dafs fie wenigftens in breiten Strafsen Rifalite vor der Strafsen-

fiuchtlinie zuläfft, dafs fie alfo das Opfer an Boden bringt, welches deer Privatmann

zu bringen fich fcheut. An der neuen Ringftrafse und an öffentlichen Plätzen in

Köln wurden in diefem Sinne Rifalite von 25 cm Vorfprung bis zu 2/5 der Fagaden—

Breite unentgeltlich geftattet, was ein wohlthuendes Relief in die Strafsenwände

gebracht hat. Durch die Freiheit, die Gebäude um ein beliebiges Mafs (alfo auch

mehr als 25 Cm) hinter die Strafsenfluchtlinie zurückf’cellen zu dürfen, kann ein folches

Relief nicht in erwünfchter Weife erzielt werden, weil einerfeits das Intereffe des

Bauherrn, der fein Grundf’cück in der Regel nach Kräften ausnutzen will, verletzt

wird und weil andererfeits auch die Gemeinde die Entftehung von Schmutzwinkeln

und unfchönen oder dunkeln Ecken, die fich bei diefer Bauart an den Zwifchen-

grenzen der Häufer bilden, nicht dulden kann, fondern in der Regel die Einfrie-

digung in der Strafsenfluchtlinie verlangen mufs.

Gröfsere Freiheit iit natürlich zuläffig und deren Anwendung erwünfcht, wenn

zwifchen der Strafsenflucht und der Bauflucht ein an der Strafse eingefriedigter

Vorgarten liegt. Hier können niedrige Vorbauten (von weniger als 1,00 oder 1,25m

’ Höhe) unter Umftänden unbedenklich bis an die Strafse herantreten, während auf-

Pteigende Vorbauten (welche nicht mehr als etwa 1/3 bis 2/5 der Gebäudefront be-

decken) einen erheblichen Theil der Vorgartenbreite, etwa 1/4 bis 1/2, einnehmen

dürfen. Liegt hinter den Vorgärten keine gefehloffene Bauflucht, fondern eine

Reihe frei fiehender Gebäude (Villen), fo ift die Innehaltung der geraden Baulinie

nicht allein unnöthig; fondern es ift irn Gegentheil erwünfcht, dafs den einzelnen

Bauten in ihrer Stellung hinter der Baulinie volle Freiheit gewährt werde".

Einen Gegenfatz zu den Vorgärten bilden die befonders in italienifchen Städten

beliebten offenen Hallen, welche der Fahrftrafse entlang bedeckte öffentliche Geh-

wege unter den Obergefchoffen der Häufer bilden. Während bei Anordnung von

'Vorgärten die Strafsen von den Häufern abgerückt find, dringt bei Anordnung

diefer >>Colonnaden« die Strafse auf 4 bis 7m Tiefe gewifferrnafsen in die Häufer

ein. Für die offenen Hallen entlang der neuen Tiber-Uferftrafse (Lunge Tevere,

fiehe Fig. 235, S. III) zu Rom find feft gefetzt: eine lichte Hallenweite von 6,0 m,

ein lichter Abitand der Säulen oder Pfeiler von mindeftens 3,5 m, eine Lichthöhe

der Oeffnungen von wenigf’cens 7,5 m bei bogenförmigem und 7,0 m bei wagrechtem

Abfchlufs (Art. 18 des Regalammfo €dilz'zz'o per il comrnzme di Roma in 71ng1/5 da!

14 Febé7’az'a 1887).

' Kehren wir nach diefer Abfchweifung zur Benutzung der Strafsen durch die An-

ftöfser für Privatzwecke zurück, fo finden wir noch eine Gruppe hierher. gehöriger

Benutzungsarten, welche auf baulicher oder wirthfchaftlicher Nothwendigkeit be—‚

ruhen.

Handbuch der Architektur. IV. 9. 20
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Während der Bauausführung mufs der Bauende einen Theil des Strafsenlandes
zur Aufftellung ‘Von Gerüiten benutzen; der Eigenthümer mufs fowohl bei ober-
irdifcher, als bei unterirdifcher Entwäfferung fein Waffer auf oder in den Strafsen-
körper leiten; wenn er fein Haus an öffentliche Leitungen für Waffer-, Licht-,
Wärme- oder Kraftverforgung anfchliefsen will, mufs er den Strafsenkörper benutzen.
Durch Ortsftatuten oder Polizei—Vorfchriften pflegen diefe Benutzungen geregelt
zu werden. .

Was die Baugerüf’te und Abfperrungen (Bauzäune) während des Bauens oder
des Niederlegens von Häufern betrifft, fo wird man jedem Eigenthümer ein Recht
auf unentgeltliche Inanfpruchnahme eines gewiffen nothwendigen Mafses der
Strafsenfläche (80 bis 100 cm Breite) zugeitehen müffen. VVünl'cht der Bau-
herr zur Erleichterung feiner Arbeiten, zur Aufftellung breiterer Gerüi’te, zur
Lagerung von Bauftoffen eine gröfsere Strafsenbreite zu benutzen, fo kann
dies, wenn der Verkehr es überhaupt zuläfft, gegen Zahlung einer Miethe ge-
flattet werden, welche an einigen Orten nach der eingenommenen Fläche
(Aachen, Köln), an anderen nach der Länge der Grundftücksfront (z. B. Brüffel)
berechnet wird.

Eben fo pflegen die Gemeinden geringe laufende ]ahresabgaben für die Er-
laubnifs zu erheben, Hauswaffer vermittels Rohren unter der Bürgerfteigfläche oder
mittels bedeckter Rinnen oder unter Anwendung von Hauftein oder Gufseifen in
der Bürgerfteigfläche in die Strafsenrinne zu leiten.

Nach ausgeführter Canalifation fallen diefe oberirdifchen Abflüffe fort; die
Stadt ftellt alsdann entweder für eigene Rechnung oder für Rechnung des Haus-
befitzers die Hausanfchlufsrohre her; der Befitzer aber ift verpflichtet, feine Haus-
entwäfferung in diefes Anfchlufsrohr einzuführen und in der Regel für die Benutzung
des f’cädtifchen Canalnetzes eine laufende ]ahresgebühr an die Stadt—Caffe zu entrichten.
Diefe Gebühr wird entweder nach dem Miethsertrag des Haufes (Stralfund 11/4 Pro-
cent), nach dern Feuerverficherungswerth (Bafel 2 Promille), als Quote der Waffer-
verforgungs—Abgabe (Köln 20 Promille), als ]ahreszahlung für jedes Fallrohr des
Haufes (Paris 24 Mark) oder als ]ahresabgabe für jedes laufende Meter Grundflück-
Front berechnet. Die letztere Berechnungsart ift vielleicht nicht die gerechteite,
aber die einfachflze und ficherfte; fie beträgt in verfchiedenen Städten ungefähr 2,
3, 4 Mark für das laufende Meter mit gewiffen Erleichterungen für Eckhäufer und
unbebaute Fronten.

Die Canalgebühr, welche der Leiftung anzupaffen ift, beträgt dort, wo die
Abortftoffe nicht aufgenommen werden, weniger als in denjenigen Städten, in
welchen die volle Schwemm-Canalifation mit Spülaborten eingeführt iit. Auch if’c
zu berückfichtigen, ob die Gemeinde genöthigt iit, die Canalwaffer vor ihrem Einlafs
in den Flufs unter Aufwendung grofser Kofien zu klären. Immer aber follte als
Grundfatz feit ftehen, dafs die Koflen des Canalbetriebes, der Canalunterhaltung,
der Baukoitenverzinfung und der Klärung nicht allein von den Hausbefitzern, fon-
dern etwa zur Hälfte von der Gemeinde, d. h. von der Gemeinfchaft der Steuer—
zahler‚ aufzubringen feien, weil Beiden die Leiitung zu Gute kommt, den Haus-
befitzern durch Erfparung von Abfuhr- und Reinigungskolten, der Allgemeinheit
durch Entwäfferung der Strafsen, Plätze und öffentlichen Anlagen, fo. wie durch die
vermehrte Annehmlichkeit und verbefferte Gefundheit: Zudem haben die Erbauer
neuer Strafsen, Welche die Anlagekoiten der Canäle bezahlt haben, ein Anrecht
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darauf, nicht auch noch diefe Kofien verzinfen zu müffen, was curch die em-

pfohlene Theilung vermieden wird.

Aehnliche Abgaben, wie für die Benutzung der Canalifation, find für die Theil-

nahme an der Waffen, Licht-‚Wärme und Kraftverforgung zu zahlen, und zwar gewöhn-

lich auf Grund von Meffung der abgegebenen Mengen durch geeignete Vorrichtungen

(Waffermeffer, Gasmeffer, Elektricitätsmeffer u. f. W.) unter Fef’cfetzung eines beftimmten

Mindef’cbetrages. Andere Verbrauchstarife, z. B. nach dem Miethsertrage des Haufes,

nach der Gröfse der Liegenfchaft, nach Zapff’tellen, nach der Flammenzahl u. f. w., find

nicht ausgefchloffen, haben fich aber im Allgemeinen wenig bewährt. Insbefondere hat

ein von der Meffung des Wafferverbrauches abfehender Waffertarif zwar Vorzüge vom

gefundheitlichen Standpunkte, if’c aber geeignet, die Waffervergeudung zu begün-

f’cigen, fteigert defshalb die Betriebskol‘cen und dem gemäfs auch, trotz fcheinbarer

Wohlfeilheit für das (Zub.-Meter, die ]ahresabgaben der Verbraucher. Die im

Strafsenkörper liegenden Anfchlufsleitungen von der Hauptleitung zum Haufe werden

in der Regel vom Befitzer des Waffer-, Gas-, Elelektricitätswerkes etc., gewöhnlich

alfo von der Gemeinde, für Rechnung des Hausbefitzers hergeftellt.

8. K ap i te 1.

Die Bauordnung.

Nachdem mehrere wichtige Zweige der Baugefetzgebung in Kap. 2 bis 7

diefes Abfchnittes erörtert wurden, ilt das Gebiet der hier zu befprechenden eigent-

lichen Bauordnung auf die Art der Bebauung innerhalb der feft gefetzten Block-

grenzen eingefchränkt. Die Wahrung diefer Bauordnung im engeren Sinne liegt der

Bau-Polizei ob; die letztere ift in der Regel eine communale Dienf’cftelle, jedoch

ausnahmsweife —— und zwar felten aus ftichhaltigen Gründen —— eine neben der

Gemeinde eingefetzte Praatliche Behörde. Die Aufgabe der Bau-Polizei ift keine

pofitive; fondern fie if’c eine vorbeugende, die Veritöfse gegen die geltenden Bau-

ordnungs-Vorfchriften nach Möglichkeit verhindernde. Zu diefem Zwecke hat die

Bau-Polizeibehörde alle Bauentwürfe vor der Ausführung hinfichtlich ihrer Ueber-

einf’cimmung mit der Bauordnung zu prüfen und nöthigenfalls die Abänderung zu

veranlaffen; fie hat ferner die Bauten in beftimmten Frif’ten zu unterfuchen und

fchliefslich als benutzbar zu erklären. Bauunterfuchungen aufserhalb der Frif’cen,

fei es aus freiem Antriebe, fei es aus äufserer Veranlaffung können und follen eben-

falls eintreten; aber es if’c nicht Aufgabe oder Pflicht der Polizei, fog. Bauunfälle

zu verhüten, deren Urfache in der Verwendung fchlechter Bauitoffe‚ in Ausführungs-

mängeln oder in folchen Confiructionsfehlern liegen, die fich der polizeilichen Vor-

prüfung entziehen. Wollte man den Verfuch machen, die Aufgabe der Bau-Polizei

auf die Verhinderung von Bauunfällen, insbefondere von Einf’tiirzen alter und neuer

Gebäude und Gebäudetheile, zu erftrecken, fo bedürfte es einer bef’tändigen polizei-

lichen Beauffichtigung alles öffentlichen und privaten Bauwefens durch ein Heer

befonderer Beamten; und doch würde diefer Verfuch fcheitern, da die Bauauffichts-

beamten fowohl, als die bauausführenden Perfonen (Beamte, Unternehmer, Private)

fehlbare Menfchen find. Es würde nur zur Sorglofigkeit der Baumeif’rer und Bau-

herren führen, wollte man der Polizei die Bürgfchaft für die Sicherheit des Bau-
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wefens aufbürden. Die möglichfte Sicherheit gegen Unfälle mufs, abgefehen von
der oben angegebenen befchränkteren Thätigkeit der Polizei, in der Perfon des
oder der Ausführenden liegen, deren technifche Ausbildung und rechtliche Ver-
antwortlichkeit gegenwärtig aber noch vielfach zu wünfchen übrig laffen.

V‘4I42l _ Die Vorfchriften der verfchiedenen Bauordnungen gehen theils von der Landes-
1222.81 gefetzgebung, theils von einzelnen ftaatlichen Behörden, theils von den Gemeindenhilfrcfi;iflireiifiäilen aus; es if’t befonders in Deutfchland ein reichhaltiges Kunterbunt, in welchem die

' Orts- und Stammesverfchiedenheiten fich mehr als nöthig ausprägen. Bef’crebungenim Schofse der deutfchen Architekten- und Ingenieur-Vereine, welche eine deutfche
Reichs-Bauordnung im Auge hatten, führten zu Baumezßer’s verdienf’cvollem Werke:
»Normale Bauordnung nebl’t Erläuterungen (Wiesbaden 1880)«, felbft nicht einen
Gefetzentwurf, fondern einen wiffenfchaftlichen Anhalt bildend für die Aufflellungund Umgeftaltung örtlicher Baupolizei-Vorfchriften. Zugleich aber hat Baumez' er’sArbeit den Beweis geliefert, dafs es möglich if’c, die wefentlichen Vorfchriften derBau-Polizei für ganz Deutfchland einheitlich fett zu ftellen, während die weitereAusgeftaltung den ftädtifchen Gemeinden und ländlichen Kreifen zu überlaffen fein
wird. In neuerer Zeit haben die Reichstags-Abgeordneten [(alle und ]![z'guzl denErlafs gewiffer reichsgefetzlicher Bauvorfchriften, befonders folcher zum Schutzedes gefunden Wohnens, wiederholt angeregt. AUS den Anträgen 1Wz'guefs und Bau-
meÜle7"s im »Deutfchen Verein für öffentliche Gefundheitspflege« if’c der dem Reichs-
kanzleramt überreichte Entwurf »Reichsgefetzliche Vorfchriften zum Schutz desgefunden Wohnens« entftanden, welcher im Anhange diefes Halbbandes abge-
druckt ift.

Es if’c bei der Wichtigkeit des Gegenf’candes für die öffentliche Wohlfahrt keinZweifel, dafs die Reichs- und Staatsgefetzgebung fich in der nächften Zeit vielfachmit Bauordnungsfragen befaffen, berechtigte Eigenthümlichkeiten fchonen, aberWillkürlichkeiten und Mängel nach Möglichkeit befeitigen wird.
v „f-4ä' h & Nach gleicher Schablone kann alles Bauwefen in den Städten und Landfchaften
ercder Deutfchlands allerdings nicht behandelt werden; nicht einmal in derfelben GemeindeBa“°fd“““g follten die Vorfchriften fiarr und unbeweglich überall die gleichen fein. Für dieve,fchiueldenen Altftadt, für neue Stadttheile und für ländliche Bezirke derfelben StadtgemeindeStadttheüm empfehlen fich unter Umfiänden Abweichungen der Bauordnung: in der Altf’cadt,um gefchichtlich gewordene Wirthfchafts- und Vermögens-Intereffen zu fchonen; inder Neuftadt, um eine weiträumigere und gefundere Bebauung herbeizuführen; inVorf’tadtbezirken, um nicht das weitere Entftehen vorf’tädtifcher und ländlicherBauten zu Gunften der dichteren flädtifchen Bauart zu erfchweren. Dafs die letztereUnterfcheidung fehlt, tadelt Baumez' er nicht ohne Recht an der neuen BerlinerBauordnung. In Budapeft giebt es Zonen mit verfchiedenen baupolizeilichen Be-ftimmungen; in Altona, Hamburg und anderen Städten find wenigf’cens die Aufsen-bezirke von der Innenftadt unterfchieden.

 
14i14'1 Vor Allem aber ift es nöthig, dafs eine Bauordnung in allen Dingen feften at

Bau0rdnung— laffe; weder dem verantwortlichen Beamten, noch dem Bauluf’tigen if’t mit Un-
ficherheiten, die im Einzelfalle bald fo, bald anders zu löfen find, gedient.

Der Inhalt der Bauordnung foll fich erf’crecken auf Vorfchriften über dieFormen des baupolizeilichen Verfahrens, über die Sicherung des Verkehres, derGefundheit und der Standfähigkeit, über den Schutz gegen Feuersgefahr und über

lder Grundfätze auff’celle und fo wenig als möglich das polizeiliche Ermeffen vorwalten ]
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die nachbarlichen Beziehungen. Der Schutz der »Schönheit« if’c im Allgemeinen

nicht Sache der Bau-Polizei; nur in wenigen Fällen Hi das amtliche Beitreben an-

gebracht, »Verunf’raltungem zu verhüten.

Die Förmlichkeiten des baupolizeilichen Verfahrens werden von den Bauluftigen

ftets ungern ertragen werden; auch Wohlthaten will man nicht aufgedrängt haben.

Die Vereinfachung der Formen und die thunlichft geringe Beläf’tigung des Bauend'en

wird darum vielerorts angef’crebt, leider oft mit dem entgegengefetzten Erfolge, ähn-

lich wie jene bekannte Art behördlicher Verfügungen, welche zur »Verminderung

des Schreibwefens« einige neue Schreibereien einzuführen pflegt. Die Bauenden

find ftellenweife fo weit gegangen, zu verlangen, dafs der Beginn des Bauens nicht

von einer polizeilichen »Bauerlaubnifs« abhängig gemacht werde, fondern von der

Vorlage des Planes, nach deffen Prüfung nicht eine »Bauerlaubnifsa, fondern ein

»Bszchein« ertheilt werden foll. Im Hinblick auf die in Kap. 2 gedachten noth-

wendigenBaubefchränkungen geht diefe Forderung zu weit; vielleicht aber if’c es

angängig, die Bauerlaubnifs. d. h. die Erklärung, dafs gebaut werden darf, im

Intereffey der Bauvorbereitungen mit geringftem Zeitverlufte vorweg zu ertheilen,

den Baufchein aber, d. h. die Erklärung, wie gebaut werden darf, nach Prüfung

der Zeichnungen folgen zu laffen. Namentlich, wenn diefe beiden Theile der

Baubeurtheilung in der Hand verfchiedener Behörden liegen (wie z. B. in den

preufsifchen Städten mit ftaatlicher Bau—Polizei) dürfte die getrennte Erklärung

anzuempfehlen und der Baubeginn von der »Bauerlaubnifs«, nicht aber vom

»Baufchein« abhängig zu machen fein. Etwaige Aenderungen des Planes durch

den Baufchein oder durch befondere Vorfchriften deffelben fallen natürlich

dem Bauherrn auf alle Fälle zur Laft. Fiir gewerbliche Anlagen find erweiterte

Förmlichkeiten, für läf’cige Gewerbe (vergl. Kap. 2) fogar unter Zuziehung

445-
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der Oeffentlichkeit, nothwendig' und meift durch ein beitimmtes Verfahren

geregelt.
Drei örtliche polizeiliche Prüfungen pflegen zu folgen, nämlich die Abnahme

des Sockels (wegen Fluchtlinie und Höhenlage), die Abnahme des Rohbaues (wegen

Conftructions-Sicherheit und Befolgung von Bauvorfchriften) und die Abnahme des

fertigen Baues (wegen Erklärung der Benutzungsfähigkeit in gefundheitlicher Be-

ziehung). Gelegentliche Zwifchenprüfungen bei unzuverläffigen Unternehmern und auf

Grund befonderer Vorkommniffe find nicht ausgefchloffen. Die Privatthätigkeit er-

leidet hierdurch eine Reihe von allgemein nothwendigen, wenn auch im einzelnen Falle

meif’t entbehrlichen Eingriffen, deren fachgemäfse, nicht ftörende Ausführung einen

befonderen Tact und ein reifes Urtheil bei den Beamten der Bau-Polizei vorausfetzt.

Staatliche und Gemeindebauten pflegen zuweilen diefem gefetzlichen Eingreifen ent-

zogen, auch fonftigen Bauordnungs-Vorfchriften nicht unterworfen zu fein. Nach

unferer Auffaffung if’c dies ein Przbilegz'um 0a’z'ofum, welches mit dem Wefen der

Bau—Polizei, die nicht aus dem Mifstrauen gegen Einzelne, fondern aus dem Schutze

Aller ihre Dafeinsberechtigung herleitet, unverträglich ift.

In fo weit die Vorfchriften zur Sicherung des Verkehres die öffentliche Straße

betreffen, find fie fchon früher, befohders in Kap. 7, befprochen worden. Aufser-

dem handelt es {ich noch um den Verkehr im Haufe und auf dem Grundftück‚

alfo um Vorfchriften bezüglich der Treppen und Flure, der Zugänge, der Thor-

fahrten und Höfe, befonders der (z. B. in Hamburg verbreiteten) Wohnhöfe, fo wie

um Verkehrsmafsregeln während der Bauausführung.
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Die wichtigf’cen Baupolizei-Vorfchriften find diejenigen, welche fich auf den
Schutz der Gefundheit beziehen, Wie die Rückfichten der öffentlichen Gefundheit
im ganzen Städtebau die vornehmf’te Rolle fpielen„ fo follten fie auch in den Orts-
Bauordnungen weit mehr vorherrfchend fein, als es in Wirklichkeit der Fall if’c.
Die in neuef’cer Zeit von M'guel betriebene einheitliche Regelung der reichsgefetz-
lichen Regelung der Wohnungsfrage bezieht fich gerade auf den Schutz der Ge—fundheit. Auf den (im Anhang mitgetheilten) Gefetzentwurf des »Deutfchen
Vereins für öffentliche Gefundheitspflege« haben wir fchon oben hingewiefen. Wirwollen diefen Entwurf, der ausdrücklich nur Mindeftanforderungen enthalten und
weiter gehende Landes-, Provinzial- und Ortsverordnungen keineswegs ausfchliefsenfoll, hier durch wenige Bemerkungen erläutern.

Der Abfchnitt I handelt von Strafsen und Bauplätzen. Der zweite Abfatz deffelben fpricht nureinen allgemeinen Hinweis aus, weil es unthunlich erfchien, im Hinblick auf grofse Privatgärten, Bahnhöfeund ähnliche unbebaute Flächen und auf Bebauungspläne, welche nur die Hauptverkehrszüge, nicht aberdie Blockeintheilung fett fetzen, einen geringflen Procentfatz des Flächeninhaltes (z. B. 25 oder 30 Procent)als Mindeitmafs beftimmt vorzufchreiben. Der dritte Abfatz fordert für die Gemeinden das gefetzlicheRecht, an gewifl'en Straßen Vorgärten und für gewiffe Stadttheile die offene Bauweife vorzufchreiben,welche ja nicht blofs im offen gebauten Bezirke dem Licht, der Luft und dem Sonnenfchein möglichftfreien Zutritt gefiattet, fondern auch den benachbarten Stadttheilen als Luftzugang und frifche Luftquelledient. Der vierte Abfatz fell dem vielerorts üblichen Aufhöhen der Strafsen und Plätze mittels Baufchutt,Hausabfz'ille, pflanzlicher und thierifcher Reite entgegenwirken.
Der Abfchnitt II fpricht von der Neuherftellung von Gebäuden im Gegenfatze zur Neuherflellungvon einzelnen Räumen, welche im Abfchnitt III behandelt werden. Gröfste Gebäudehöhe und geringfteHofbreite find in %. 2 und %. 3 für Neubauten auf bisher unbebauten und auf bisher bebauten Grund—ftücken geregelt, und zwar für letztere Grundflücke fo wenig fireng, dafs auch Städte mit alten engenStrafsen und kleiner Grundfizückstheilung (Einzelhausflädte) damit werden auskommen können, währendvon Miethhausftädten mit breiten Strafsen und großen Grundßücken eine Verfchärfung der Beftimmungenerwartet werden mufs. Ueber der zuläffigen Maximalhöhe ift die Feltfetzung eines gröfsten Dachwinkels(45 bis 60 Grad) üblich und nothwendig. Die Hofgröfse ift von der Gebäudehöhe, nicht aber von derGrunditücksgröfse abhängig gemacht, weil Letzteres bei kleinen Grundfiücken zu ungenügenden, bei ge-räumigen Grundfiücken zu unbilligen Forderungen führt. (In Wien verlangt man z. B. die Nichtbebauungeines Sechftels, in Köln die Freihaltung eines Viertels, in Altona die Freihaltung der Hälfte des Grund-ftückes.) Manche Eckhäufer, deren Wohnräume fämmtlich an Strafsen liegen, können zudem den Hof ganzentbehren. %. 4 fpricht aus Gefundheitsrückfichten ein Bauverbot aus und. fällt defshalb unter die bereitsin unferem Kap. 2 behandelten Baubefchränkungen. %. 5 fiellt die Mindeftanforderungen fett, welche be-züglich der Aborte, der Ställe und der Gefchäftsräume (gewerblicher Betriebe) zu fiellen find. Gerade dieAborte und HausentwäHerungs-Anlagen, fowohl folche, die an ein flädtifches Canalnetz angefchloifen find, alsauch diejenigen, welche in Gruben, Tonnen oder Strafsenrinnen führen, verlangen gefundheitlich eine überausaufmerkfame Behandlung, welche indefl'en an diefer Stelle nicht eingehend befprochen werden kann“).Der Abfchnitt III unterfcheidet »Wohnräume«, d. h. Räume einer Wohnung, und »zu längerem Auf—enthalt von Menfchen dienende Räumea, unter welchen aufser den Wohngelaffen auch Werkftätten, Läden,Concert-Säle u. dergl. zu verflehen find. Die Gefchofshöhe von 2,5111 wird man gewifs nur ausnahms-weife zulafien und im Allgemeinen 3,0111 oder 3,2!“ als lichtes Mindeitmafs vorfchreiben. Einfchneidendift das mit der Berliner Bauordnung iibereinftimmende Verbot aller Wohnungen, welche höher als imIV. Obergefchofs liegen. Es wäre ein Segen, wenn die mit dem Baugrundwucher Hand in Hand gehendeVermehrung der Gefchofl'e, Welche zwar nicht in Mittelftädten, wohl aber in einzelnen Grofsflädten, wieRom, Paris, London, New-York, einen beunruhigenden Grad angenommen hat, durch ein folches Gefetz

 

71) Vergl. die nachftehenden Schriften W. P. GERHARD’S: Die Einrichtung der Hausentwäfl'erungsanlagen. Berlin 1879. —Hau/é draz'ngz and fam'iary flumäz'ng. Providence 1872. — Hinls an the draz‘nage and/zwerage af a'wellz'ngx. New-York 1884. — Sanitary draz'nge qftznzmznt/wufer. Harford 1884. — Die Haus-Kanalifation. Principien und Winke füreine rationelle Anlage von Hausentwäfferungen. Leipzig 1885. — Guide to fam'tary haufe-infpnlz'an. New—York 1885. —The draz'nag: of a hau/e. Erz/ion 1888. — Ferner : PUTZEYS, F. Du drm'nagz dnme/iz'que etc. Lz'égz 1885. — SCHWARZFISCHER, K.Die Hausentwäfferungsanlagen und ihre Ausführung. München 1883. — PRIDGIN TEALE, T. Lebensgefahr im eigenen Haufe,für deutfche Verhältniffe bearbeitet von H. WANSLEBEN. Kiel 1886.  
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eingefchränkt würde. Der unnatürlichen und fchädlichen Verdichtung der flädtifchen Bevölkerung nach

Kräften entgegenzuarbeiten, ift eine Hauptaufgabe der öffentlichen Gefundheitspflege 72). Eben fo find

Kellerwohnungen, trotz der fcheinbar entgegengefetzten oder doch zweifelhaften Ergebniffe flatiftifcher

Unterfuchungen‚ als bedenklich zu betrachten; defshalb follen nach %. 8 ganze Wohnungen in Keller-

gefchoffen überhaupt nicht mehr angelegt werden dürfen und einzelne Wohn- oder Gefchäftsräume nur,

wenn der Fufshoden höchftens lm unter, der Fenderfturz wenigftens lm über der Erdoberfläche liegt.

Der Abfchnitt IV, welcher die Benutzung fertiger Räume im gefundheitlichen lntereffe befchränkt,

ift gefetzgeberifch im Wefentlichen neu, aber von gröfster Wichtigkeit, da der gefundheitliche Zweck der

Bauordnungs-Vorfchriften vereitelt wird, wenn Gelaffe zum Wohnen und hefonders zum Schlafen benutzt

werden, welche im Sinne des polizeilich genehmigten Bauentwurfes zu anderer Benutzung beftimmt waren,

oder wenn durch Ueberfüllung den Bewohnern die nöthige Lebensluft genommen oder verdorben wird.

Der Luftraum von 50bm für ein Kind und von 10 cbm für einen Erwachfenen ifi: ein folches Minimum,

dafs die Gefellfchaft die Folgen des Räumens der hiernach überfüllten Wohnungen tragen7 alfo für Ver.

mehrung der wohlfeilen Arbeiterwohnungen forgen mufs, wenn bisher wirklich in manchen Städten Familien

der ärmeren Volks—Claffen durch Wohnungsmangel und \«Vohnungstheuerung genöthigt find, fich in fo

menfchenunwürdiger Weife zufammenzupferchen.

‘Das in Abfatz 2 des %. 10 zugelaffene Mindeftmal's von 0,1 qm Fenfterfläche für ein Kind und von

0,2 qm Licht für eine erwachfene Perfon iii: aufserordentlich gering. Abfatz 2 des %. 7 fichert in der

Regel eine gröfsere Lichtfiäche; aber die dort für Dachkammerfenfter geflattete Ausnahme muffte bezüg-

lich des Lichtbedarfes jeder Perfon in %. [o, Abfatz 2, begrenzt werden.

Neu, wenigftens für Deutfchland, find auch die beiden in % II verlangten Gefetzesbeftimmungen,

von welchen die erf’te gegen einzelne ungefunde \/Vohnungen‚ die zweite gegen gefundheitswidrige ganze

Bezirke gerichtet ift. Alle im Bezirke liegenden Gebäude und Grundftücke follen demnach behufs voll-

{tändigen Umbaues der Enteignung unterliegen. Es wurde dadurch den Gemeinden im lntereffe der

öffentlichen Gefundheit diejenige, allerdings weit gehende und defshalb mit den nöthigen Vorfichtsmafs-

regeln zu umgebende Befugnifs ertheilt werden, welche in unferem Kap. 3 fowohl bezüglich gefundheits-

widriger, als bezüglich verkehrswidriger Stadttheile verlangt wurde”).

Schulen, Verfammlungsräume7 gewerbliche Anftalten bedürfen hinfichtl'ich ihrer baulichen Einrich-

tung und ihrer Benutzung befonderer und erweiterter gefundheitlicher Vorfchriften, deren Erörterung hier

zu weit führen würde.

Die baupolizeilichen Vorfchriften zu Gunften der Standfähigkeit und Feuer-

ficherheit bezwecken gleich den gefundheitlichen Bef’timrnungen, das Menfchenleben

zu fchützen, und erweitern diefe Beitrebung auf den Schutz der menfchlichen Habe.

Und zwar handelt es fich weniger um eine wohlwollende Bevormundung des Bauen-

den felbft, als um einen wirkfamen, vorbeugenden Schutz der Miether und der

Nachbarn gegen verkehrte oder bedenkliche Bauausführungen, mögen diefe aus

Unkenntnifs oder aus Eigennutz entfiehen.
.

Zur Sicherung der Standfähigkeit findet man in älteren und in kleinftädtifchen

Bauordnungen oft eingehende Vorfchriften über Mauerdicken, Widerlager, Balken—

fiärken, Dachbinder u. f. w., während die neueren Bauordnungen fich in lobens-

werther Weife vorwiegend auf die Feftftellung der Grundlagen für den Nachweis

der Standfähigkeit befehränken, beftehend in den Eigengewichts- und Belaftungs-

zahlen, fo wie in den Grenzen der zuzulaffenden Beanfpruchung der ortsüblichen

Bauf’toffe und des Baugrundes. Die für technifche Fortfchritte nöthige Freiheit des

Baumeif’cers und des Bauunternehmers, welche durch allgemeine Fef‘cfetzung be-

fiimmter Mauerftärken, Holzdicken oder Eifen-Profile in läfiiger Weife behindert

wird, findet durch die polizeiliche Vor- und Nachprüfung und den unbedingten

Ausfchlufs ungeeigneter Bauftoffe ihre natürliche Begrenzung.

 

72) Vergl. WASSERFUHR. Die Gefundheitsfchädlichkeiten der Bevölkerungsdichtigkeit in den modernen Miethhäufern.

Deutfche Viert. f. off. Gefundheitspfl. 1886, S. 185.

73) Siehe auch die Verhandlungen über diefen Gefetzentwurf in: Deutfche Viert. f. öfl”. Gefundheitspfi. 1890,

S. 20—60.
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Die Sicherung gegen Feuersbrünfte bedingt in den Städten im Allgemeinen
den Maffivbau, fowohl bezüglich der Umfaffungswände, als hinfichtlich derjenigen
Innenmauern, welche den Deckenbalken als Auflager und dem Treppenhaufe zum
Abfchlufs dienen. Umfaffungen in Holz-Fachwerk pflegen nur geltattet zu werden,
wenn der Abf°cand von der Grenze wenigf’cens ein beftimmtes Maß beträgt, welches
in den verfchiedenen Städten zwifchen 1 und 10m fchwankt! Statt des reinen
Steinbaues wird vielerorts unter Umitänden Holz-Fachwerk mit 13cm fiarker Vor-
mauerung zugelaffen. Eifen-Fachwerk wird kaum anders zu behandeln fein, wie
Holz-Fachwerk; dafs EifenFachwerk ein gleichwerthiger Erfatz für Maffivbau fei,
kann nach den neueren Erfahrungen nicht mehr zugeftanden werden, Die zu ver-
langenden Grenzabftände werden größer, fobald die Umfaffungswand Oeffnungen
(Thüren und Fenfter) erhalten oder wenn diefelbe ganz aus Holz hergel’tellt werden
foll. Auch werden für Fachwerk- und Holzbauten überhaupt gröfste Höhen-,
Längen- und Breitenmaße feft gefetzt, über welche hinaus ftets der Steinbau (oder
Eifenbau) anzuwenden if’c. Die Dachdeckung aller ftädtifchen Gebäude fell aus-
nahmslos feuerficher fein.

Die Feuerfchutz-Vorfchriften für das. Innere der Gebäude haben fich noch zu
beziehen auf Treppen, welche in Bauten größeren Umfanges maffiv fein follen, auf
Dampfkeffelanlagen, Schornf‘ceine, Feuerftätten und Gasleitungen, auf die fichere
Herftellung der Durchfahrten und Ausgänge zur Straße, ‚auf die Anordnung von
Brandmauern und den Schutz eiferner Balken und Stützen.

Brandmauern, d. h. maffive Trennungswände, welche bis über Dach gehen
und möglichf’c mit felblt fchließenden, unverbrennlichen Thüren verfehen find, pflegen
bei gröfseren Gebäuden in Abf’tänden von 30 bis 40m verlangt zu werden; für
eiferne Balken und Stützen, deren Feuerficherheit fich nicht bewährt hat, werden
in neuerer Zeit vielerorts feuerfichere Umhüllungen mit zwifchen liegender Luftfchicht
verlangt. Die große Mannigfaltigkeit, welche auf dem Gebiete der Feuerfchutz-
Vorfchriften in den verfchiedenen Städten und Ländern herrfcht, ift in dem Gegen-
Pcande felbf’c nicht begründet. Durch reichsgefetzliche oder fonfiige Bef’cimmungen
und Vereinbarungen, auch durch engeren Anfchluß an Bamnez'ßer’s >>Normale Bau-
ordnung« könnte manche Vereinfachung und größere Uebereinftimmung erzielt
werden. Möge man dabei den Fachwerkbau nicht allzu fehr erfchweren! Derfelbe
hat für gewerbliche Bauten, welche für den Fall der Gefahr mit den nöthigen Rettungs-
einrichtungen (z. B. äußeren Sicherheitstreppen) ausgef’cattet, find, für die Bebauung
ländlicher Bezirke und fchließlich für fiädtifche Villenviertel eine erhebliche Wirth-
fchaftliche und künftlerifche Bedeutung. Ein mit Fachwerkhauten, befonders in den
Obergefchoffen, untermifchter Villen—Stadttheil, in völlig offener Bauart durchgeführt,
alfo mit durchwegs frei fiehenden, nicht (ehr hohen Gebäuden, if’c gewiß großen
Feuersbrünften weniger zugänglich, als die hohen maffiven Stein- und Eifenbauten,
mit welchen das Innere unferer Großftädte fo dicht bedeckt if’t. Im erften Rayon
von Feftungen, wo nur 7m hohe Holzgebäude und im zweiten Rayon, wo nur
13m hohe Fachwerkhauten gefetzlich zuläffig find, iPc die Vorfchrift der offenen
Bauweife mit anfehnlichen Zwifchenräurnen der befie und wohl allein mögliche
Feuerfchutz. (Vergl. im Anhang die Polizei-Verordnung für die Feltung Köln.)

Als eine fernere Aufgabe der Bauordnung haben wir oben die Regelung ge-
„achbarlicher wiffer nachharlicher Beziehungen genannt. Die Freiheit der baulichen Ausnutzung
Beziehungen. eines Grundf’cückes if’c gegenüber den Anfprüchen des Nachbars nur wenig befchränkt.
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Luft und Licht dürfen ihm beeinträchtigt werden, ohne dafs er einen Anfpruch geltend

machen könnte. Im Geltungsbereiche des franzöfifchen Rechtes kann fogar jeder

ftädtifche Grundbefitzer feinen Nachbarn auf dem Wege Rechtens nöthigen, zu

dulden, dafs die Grenzmauer und die Gebäudeumfaffung zur Hälfte auf das eine,

zur Hälfte auf das andere Grundftück gefetzt werden, und in fo fern jemand die

Umfaffungsmauer feines Haufes auf feinem Eigenthum, aber an der Grenze errichtet

haben follte, ift der Nachbar jederzeit berechtigt, die Hälfte diefer Mauer zwangs-

weife gegen Erftattung des Werthes zu erwerben. Andere deutfche Rechtsgebiete

kennen diefes Recht der Gemeinfchaftlichkeit nicht, fo dafs viele Bauordnungen die

letztere überhaupt ausfchliefsen konnten. Eine allgemein berechtigte Forderung if’c

es jedenfalls, dafs in gemeinfchaftlichen Mauern keine Höhlungen (Nifchen, Schränke)

oder gar Schornf’ceine enthalten fein follen, welche zur Schwächung der Standfähig-

keit führen, fo wie zu Verwechfelungen und gegenfeitigen Beläf’cigungen faft immer

Anlafs geben. '

Müffen die Gebäude wegen Feuerfchutzes oder wegen der vorgefchriebenen

offenen Bauweife gewiffe Abftande von. einander haben, fo if’c eine gemeinfchaft-

liche Grenzeinfriedigung erwünfcht und unbedenklich; ein Zweifel kann indefs

eintreten, wie der geforderte Gebäudeabftand auf beide Grundflücke zu vertheilen

ift. Regel follte fein, dafs das vorgefchriebene Mafs des Abf’candes für jeden

Bauenden gilt, dafs alfo, nachdem beide Nachbarn gebaut haben, der doppelte Ab«

Rand gewonnen iPc und dafs nur dann geringere Grenzabf’cände zugelaffen werden,

wenn der erforderliche gröfsere Grenzabftand auf dem Nachbargrundf’cück rechtsgiltig

gewährleiftet wird.

Eine fchwierige Frage ift fchliefslich das nachbarliche Ausfichtsrecht. Während

nach alt—lübifchem Recht kein Grundbef1tzer zu dulden braucht, dafs fein Nachbar

Fenfter anlegt, aus denen, gleich viel in welchem Abflande, derfelbe eine Einficht in

fein Grundftück gewinnt, gef’cattet das preufsifche Landrecht fogar Fenfter unmittel-

bar an der Grenze; in anderen Rechtsgebieten wird nur ein Abitand von 50, 60,

80, 100 cm verlangt. Das Verftändigf’re dünkt uns die rheinifch—franzöfifche Beftim-

mung zu fein, welche Ausfichtsfenf’cer in Mauern, welche der Grenze näher als

' 1,96m (=‘6 Fufs) ftehen, verbietet. Indefs darf hieraus nicht gefolgert werden,

dafs die Bauordnung ihrerfeits Fenf’cer in allen nur 1,9om von der Grenze entfernten

Gebäudemauern, ohne Rückficht auf die Höhe derfelben, zu dulden habe.

Sonf’tige Nachbarbeziehungen kommen bezüglich der Entwäfferungs-Anlagen und

der Aborte in Frage. Die oberirdifche Abwäfferung des einen Grundfiückes über

andere ift für Neubauten, weil zu unvermeidlichem Zwif’c führend, als unzuläffig zu

erklären; auch bei unterirdifchem Anfchlufs an das ftädtifche Sielnetz foll jedes

Haus für fich felbftändig entwäffert werden. Eben fo if’c hinfichtlich der Aborte

und Abortgruben nicht blofs jede Gemeinfchaftlichkeit zu unterfagen; fondern es

müffen diefe Einrichtungen auch eine zur Verhütung nachbarlicher Beläftigungen

ausreichende Entfernung von der Grenze (60 bis 100 cm) beobachten.

Einen befonderen Einflufs auf benachbarte Grundftücke üben die Locomotiv-

Eifenbahnen aus, in fo fern als fie fowohl durch Erfchütterungen, wie durch Funken

den Gebäuden gefährlich werden können. Der erfteren Gefährdungsart kann nur

durch die Standfef’cigkeit der Bauten,‘ der letzteren durch feuerfichere Bauart vor-

gebeugt werden; aufserdem find in verfchiedenen Ländern verfchiedenerlei Abitände

der Neubauten von Eifenbahnen vorgefchrieben. Baumzz'/ier fchlägt die allgemeine
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Fefifetzung geringfter Abit'z'mde von 3111 für gefehloffene Maffivmauern, 8m für ge-
wöhnliche feuerfichere Bauten, 30m für feuergefährliche Bauten und Stoffe vor, und
zwar gemeffen von der Mitte des nächflen Geleifes.

In früheren Zeiten wurde fchliefslich auch die >>Aefihetik«, die Sorge für das
>>fchöne<< Ausfehen der Gebäude mit Vorliebe als ein Gebiet baupolizeilicher
Thätigkeit angefehen. So verkehrt aber auch die Anf1cht ift, durch polizeiliche Einwir-
kung könne man fchöne Fagaden und fchöne Strafsen fchaffen, und fo gründlich die
in der erften Hälfte unferes ]ahrhundertes fehr beliebte baupolizeiliche Schematifirung
der Höhe, der Stockwerkszahl, der Gefimfe, des Baui’dls, kurzweg der Hausanf1chten
gegenüber unferen heutigen Anfchauungen und Schönheitsbegriffen fich verirrt hat, fo
mag es doch Fälle geben, wo die Polizei zwar nicht Schönes zu fchaffen, aber doch
augenfcheinliche >>Verunftaltungen« mit Recht zu verhindern fucht. Ift doch auch bei
Fef’tfetzung von Fluchtlinien nach @. 3 des preufsifchen Fluchtlinien-Gefetzes darauf
Bedacht zu nehmen, dafs eine Verunfialtung der Strafsen und Plätze nicht eintritt.

Es laffen [ich drei Fälle aufzählen, in welchen gegen grobe Unfchönheiten
polizeiliches Einfchreiten am Platze fein dürfte. Wenn ein Hauseigenthümer aus
Geiz oder Böswilligkeit fein Gebäude verkommen läfft, fo follte die Polizei ihn zur
Ausbefferung des Putzes, der Fenfter, des Daches u. f. w., auch zur Erneuerung des
Anftriches, anhalten können; diefer Fall ii“: felten, aber er kommt vor. Die Polizei follte
ferner nicht genöthigt fein, die Errichtung beliebiger verunf’caltender Neubauten in der
unmittelbaren Nachbarfchaft unferer alten Baudenkmale zuzulaffen; der Eigenthümer
wäre gegebenenfalls fchadlos zu halten. Auch Wäre die Möglichkeit eines bau—
polizeilichen Verbotes folcher Bauten erwünfcht, welche in einem Block mit unge—
regelten Grundf’tücksgrenzen mit Sicherheit die Verunitaltung der Strafsenanficht und
der ganzen Blockbebauung befürchten laffen (vergl. Fig. 517 bis 523, S. 286 u. 292);
durch gefetzliche Grenzumlegung würde allerdings diefem Uebelftande beffer und
wirkfamer vorgebeugt werden. '

Eine etwas weiter gehende Einwirkung auf die äfthetifche Ausbildung der Ge—
bäude, als die Polizei, kann der Eigenthümer gröfserer Grundflächen ausüben, indem
er beitimmte Bauvorfchriften zur Bedingung des Verkaufes macht. Sowohl Bau—
gefellfchaften, als Gemeinden haben diefes Mittel mit vielem Erfolge angewendet,
fo in Berlin, München, Köln. Aber vor eigentlichen Architektur-Vorfchriften mufs
auch in folchen Fällen gewarnt werden; auf gefundheitliche Rückfichten (Verbot
zu grofser Höhen, zu fchmaler Bauftellen, zu dichter Bebauung), auf die Sicherung
eines beftimmten Strafsencharakters (Villen, Ausfchlufs von Gewerben) und auf die
Vorfchrift echter Bauftoffe (Hauiteine, Blendziegel) werden fich folche Vertrags-
Vorbehalte in der Regel befchränken. Im Uebrigen führt bei gefunden Zuftänden
der Wettbewerb unter den Baumeiftern am heiten zur Schönheit, zur Mannigfaltigkeit.
Den Wettbewerb durch Ausfchreibung von Preifen für die in einer beitimmten Zeit
entfiehenden beiten Wohnhäufer anzueifern, könnten f1ch manche Gemeinden, nach
dem Vorbilde von Brüffel, angelegen fein laffen.

Wir wollen diefe Erörterungen, deren weitere Ausdehnung den Zweck des
vorliegenden Halbbandes überfchreiten würde, durch Hinzufügung der neben itehenden
tabellarifchen Zufammenftellung einiger Hauptanforderungen befchliefsen, welche wir‚
mit freundlicher Unterf’tützung mehrerer Fachgenoffen, den Bauordnungen von
16 gröfseren Städten entnommen haben.
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. . .; ordnungen. „
Auszug aus verfch1edene . lfchen Bau Gefetzemwurf

‘ ' R. l>’mmzezf/lzr'$ D dä;hen
» eu

' Rom. »Normale Vereins für" S. .

Wie“ Budap€fi" Bruffel. Pan Bauordnung« . Öfi'äil1uichcfl GC'.. _ ' t e ein
Berlin. Hamburg. München. Dresden. Koln. Bremen. Stuttgart. Düiieldorf. Karlsruhe Mfg-*;

11 12m- h : 5. h: Ueberall Ueberä ’ {“ lte Bau-. -- ,r.;5+ßm 5- „. h:.b. (urn
.. «- fchoffig d. l. h —- 15m? „ ’ t r 7 rn 12m 1 > füllen

H hftens 25‘“- Der 3 ge „ 7 _ h chflens “".C ‚3 „

r. Größte zuläffige Gebäude- Ueberall 12 m, Höchftcns Ueberalll2‘“, Höchitens Uebcrnll Ucbcrallfl2m; Hör:hftens 20m; Mindeithöhe Ufgiff‘“ F3ßboden des ober- h fillbeäai ‚h: 21m, 021m_ 7,8 bis 9,74‘“ 132 hogci1£<fn5 }; : ä_ ö).

höhe (ll) an der Straße höchftens 22 m; . 24131 höchfizens 22m; }1‚51“, wenn 5 ; 6 m, /z : ä—}-4)5 m_ muß 10m 5’ [ten Gefohqffe$ dn{f 4_g0ffy;iriglllé ‘10m; 9.74; 383 20m_ 71 : 11f2 /‚ 2
(Straßenbrelte : !)): 11 : &. (Giebel 50 "I); 22“‘; 11 2 &. hochitens fo ift betragen, }; ; .- lv. nie höher liegen 3 5 /_ # 5m &

DerFußboden des /z : A + (im. JL : !). 20m; _ hochftens 4 20 m_ 5.gefchoffig‚ d. 1. h —- 2- ;
oberiten Wohn- (In den Vor- 11 ; 5+3‚5m_ }tmaaa : 5 + 6'“- 20m; wenn 5; 15 m,

gefchofl'es darf Orten }; : &. „/ / : 11

nicht höher lie- 11 i b.) /'——4—‚ __ h : 3f. f ä.h (del; lägäxe ä. (fg;- altelaßéu-

gen, als 17„—‚m. 2 Keine Beftimmuflg- . hl : é‘j„ wenn _ i?2rbäixkvbis zur Ober- {il-fl!“

z. Größte zuläffige Gebäude hl :f-l— (im. 3 Bei Hanpt- 3 111 : /L — Keine Beitimmung. — h : _ f mindeitens .’. _ kante des gegenüber h — äfl-

höhe (111) am Hofe (Hof- 711 2 ?f' gehäudcn ]” : 3f (in der H3h %“.Ff’é b33;;fe;tgäifé liegenden Gebäudes);
' : : I:}; Re]. der 56 au_l; _ 2 ..

brel(tii‘aür ältere Bauiteilen find bezi1 Rück- ge ) einer gegen— an einer äelte ‘s’zältjääi; f: 3 h bei hmzutre-

iiii.ii.‚ i2bifi;ii its: 353353: 32.i6;.:.1.5.f5;.... __m._‚. 4
war. . 1— . i:3m. / .. ‘n?- "‘grenzend‚ fmm __ 30 qm __ „mt B

» V G wenn }; 2 unter 18m‚. R — : (fur alte au.

_ 25qm In der Regel h_8t R ' 0:1.) G' R : —5—. _, „im 115811 f lteé1'frg‘).

3. Germgites Maß (R) des Hof- _ G . fmin 2 3,5‘“, _ 1 — _ G — f„„-„ : 2,3 m_ _ G unverbaüt zu bleiben » h _ uber (R : 40 „ ‚ - „

raumes (Fläche des ganzen R '“ ’3" (bei wenn in den R _ ’4 G” R “ I R — 1“: 0,15 G} wovon der » h] : unterfi18>x

Grundfiückes 2 G): alten Baufiellen %)im‘är' (Ausnahmen (bei Eck- Rmin:50qm; größte}ll‘?e1l zfiufi den ;. fmigter_— 15817 6

, geäuen b'Ek- G ';4m HausoentaCfl » 213 R: 0»,
R : {> ; Wohnungen hg;fefn) häufern E); fgr; Eck- muf5. » hl : über lg » l- ' „ - : ».Rmin : 60 qm. fich befinden. fmin : 2,5m. Eäälciäie fmm

(Erleichterungen _
für Eckbäufer rungen)

und Grunditücke /______‚_,——--T'_’_ 5
von weniger als /____‚_‚ 7 _ „

15m Tiefe") /”7J— 5 '— (einfchl Zwirchengefchof5‚ (m Y9—lifclzfegfbjgäuden. - - _ - an a ‘

4- Größte zuläffige Zahl der 5 5 5 5; 4 — Bei unverbrennbaren Treppen — 5 (emfchl.f €;giichen ausfchl. Dachgel'choß). {teilen 5)_

Wohngefchoffe: (in Hof- ) (34, wenn (in der unbefchränkt, jedoch felten mehr ge C '
gebäuden 3 - < 24 "'; Regel - als 5. ‚!”—r Kellerwohnunggfl

3 wenn / # _ _ .. _ K ller- Kellerwohnungf:l} nu ‚ {_

6 ‚< „.... ’ ‚JT—‚Ie— Nicht {tatthaft. Ausnah- Keller- Im Angem;r}x:ä;e1icfléthéirlääg- wohfiungen fia\t)thaftdmit Léii—iite ä.‘‚fl“ä.fi**$ääf.
_ 1 Nur ausna mswel ‚ - ' b . 111unge11 nur ausn __ . „_ "ff . grä en eren _ .. «

5. Zuläffigkeit von Kellerwoh- Höchftens 0,51" Nur in Vor- Keller- Nur bei Nur aus- Decke 1m] Unzuläffig. Im Allge- E]?ef{l€eeriiiii'b wenn Schütz gegü) men l:iur Irli;lt)t(iiäitis iin wi$i;l"lt ge- einzelne Wohnraume in Keller unztfla lg gleich ‚der '116f‘? lit. raume lm Käléifr
nungen: unter dem Erd- derhäufern; wohnungen 45 Grad nahmsweife; Feniterfturz 0,3‘“ meinen un- er 0 m auffteigend€ und fe1t- i_tchcnl_c}lll ‘ Gebähden bräuchlich- ggfch0ffen geß3ttet' Einzelne Wohnräume nur. 1Yv\fnäl

boden; bei Licht- Fenfteflturz vollftändig Lichteinfall Fußboden über Straßen- terfagt; nur ube‚r3 dei liche Feuchtigkeit gke. Offäni>iiv;trhäufern wenn im Kellergefchäß h'älhfieiiseil m

Gräben höchf’cens und Decke aus- und nicht nicht mehr oberfläche' Höhe nusnahms- treffen ifi. die Dec e un _ _; _ zuläffig‚ wenn er 0

:‚Im unter dem wenigftens gefehlofi'en. nach Norden als 0,5m mindefi;ensi 2,5m; weifc höch- Erde wenigi’cens gm ül.).er’ (€;/e 1l;albf E;htefiil}fheüiiizi Fußboden höchftens Funtittig;fiduerfz

Erdboden. lm über dem gelegen; nur unter dem Fußboden {tens Fuß- der Fußboden hoch- ° nurä'b d n befindet 1m unter, der Fenßer- e? n: 1‘“
Erdboden, eine Keller- Erdboden. mindeltens 0,2m boden 0,75"! {tens 2111 unter dem dem _Er ° e . ht {turz wenigf’cens lm wemg 6115

wohnung in über muthmaß— unter dem Erdboden liegt. Tie- und die Wihflün%fäßä‘° über dem Erdboden über den; Eid-

jedem Haufe. lich höch{tem Erdboden. fere Lage wird bei vermiet et w ' liegt. %
Wafferftemd gm tiefen Lichtgräben /_______________ __-—J 5 m __

in den Canälen. ggft3tt0t. __/——’ -— .
__ "' ' hunger!)___„‚__‚ 6 m. (mit Abwelc

.. . " - - t-
6. Geringi’te Gebäudeabflände 6 l“; 1,51"; (H". Im All- Fruherz‚1etzt 10 1“. Fachwerkhauten find verboten. [m (_12 3Fufj) Nur in beit1mn{1tteäesttad

bei Fachwerkbauten: Fachwerkbau Fachwerk- gemeinen 6‘" für Fach- Allgemeinen # ’6 the118n ge 8 '
nur zuiäffig bei bau nur zu- verboten. werkwände verboten.
höchfl;ens 12 m läffig bei (im zweiten

Länge, Sm Tiefe höchitens Feftungs-
und tim Front- 60 qm Grund- rayon); 6“‘

höhe. fläche und f. Holzwände ____‚_‚_
* (im Firfthöhe. (im eriten -—-———J/ _

Fefitungs- ‚/ . Nein __ Bel grglfserer giiäf-
rayon). _‘—_'._—%Treppen aus feuerfei’cem Nem- . iii?hd?e Täleri)epe oder

ff? . . . . — Cuer ' - . .. -
7. Werden feuerfeite Haus- Bei größerer Treppen, Unverbrenn- Feuerficher ln Etagcn- Nein; jedoch D1e Treppe muß feuerficher fein, Bei mehr als Feuerficher4 me feuerfichere “& fiihr- zu allen W0hnungen_ Materlal‚ al_36ä aii°iiur zwel gewolmll(ihe
treppen verlangt? Höhe als 6"‘ welche zu [icheTrcppen (mit wenigen häufern eine kann die Bau- wenn fie zu mehr als 4 Wohn- 20m Front Treppen zu .Tr8ppc (auch uel}choffigen H912treppen‚ .]? ocein e- TYCPPCH-

wenigftens mehr als bei ohn- Ausnahmen). maffive polizei für Lager- gefchoffen oder zu mehr als werden allen Wohn-" .Eichenholz g6- _ gngäuden mit beiderfeitlä'ffveng

eine feuer- 6Wohnungém gebäuden, Treppe, Ne- häufer feuerfefle 8 Familienwohnungen führt. 2 Treppen gefchofi'en. ttet)„ oder zwei ü{Ten die mauertenfma 1

fette Treppe (Gelaffen) welche über bentreppen Treppen vor- verlangt . gewohnliche. Tie en im Stu en.

oder zwei führen, find 4 Gefchofl'en aus Holz fchreiben. (aber ge-‘ Erdpgfchofs
gewöhnliche von Stein (einfchl. des (d.h. Häufer, wöhnlich oä Stein
Treppen. herzuftellen. Erd- welche auf nicht feuer- {.Y in den
Von jedem gefchofi'es) jeder Etage ficher). emöber-
Punkte eines noch Woh- eine oder [choffcn
Gebäudes nungen ent- mehrere gciyifehen
muß eine halten. Wohnungen zmaffiven
Treppe in haben). Mauern
höchftens Alle Treppen lie en

25 '" Entfer- miifi'en zwi- g ' ‚"—___/
nung er- [chen maf- /____‚___/_ Ja ja.

reichbar fein. fiven Mauern ___/ - Nein. _ . .

T .. iiii- ““““ (isäzä?„gzzriv‘z:f'— - ei . u
8. m in heftimmten adt- Nein. Nein. In heftimm- ja. Ja. Nein. Offene Bauweife iii: für die ganze Nein. Ja. Ja- Nein. pflichtUng der
theilen gefetzlich odei aoli- ten Straßen Stadt mit Ausnahme der Altitadt Grundbefitzer).
zeilich nur die offem iau- in: die offene vorgefchrieben; außerdem an eini-
weife geflattet, d. h -find Bauweife gen Straßen der Außenftadt größere /
obligatorifche Villen-B-zlirke vor- Gebäudeabflände und befchränkte ‚',/___—_———‚——{" Wird
vorgefehen? gefchrieben. Gebäudehöhen behuß Erhaltung des /—————— Ja Ja. beantragt-

landi'chaftlichen Charakters. _________ —-—FN‚—'—F ja. _]a. '
l . ‚ ' ein.

9. IP: die Enteignung ganzer Nein. Nein. Nein. Nein. Nein. Nein. Nein. Nein. Nein. Nem. Nein.
Grundi’cück—Complexe ‘fauch ‘
außerhalb der Strafset- {Cht- '
iinien) behufs Herfi:ellu= .von
Strafsendurchbrüchen} (etz- '
lich zuläffig?
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